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Geleitwort 
 
 
Das Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg gedenkt des 
100. Geburtstags seines Gründungsdirektors Wolf Graf von Baudissin, unter anderem mit der hier 
vorgelegten Schrift. 
 
Graf von Baudissin hat das IFSH nachhaltig geprägt. Sicherheits- und friedenspolitische Themen, 
deren Bearbeitung er am Institut begonnen und vorangetrieben hat, erweisen sich immer noch als 
gehaltvoll für die wissenschaftliche Beschäftigung und wichtig für die politische Diskussion. Dazu 
gehören neben dem in dieser Publikation behandelten Thema der Inneren Führung und der gesell-
schaftlichen Stellung der Streitkräfte auch die Themen der kooperativen Rüstungssteuerung und 
Abrüstung sowie der europäischen Sicherheits- und Friedensordnung. Für das IFSH, aber darüber 
hinaus auch die Friedensforschung und Sicherheitspolitik insgesamt, hat der Beitrag von Graf von 
Baudissin bleibende Bedeutung. 
 
Auch in der Art der Herangehensweise an kontroverse Themen pflegt das IFSH Traditionen, die 
von Graf von Baudissin begründet worden sind, insbesondere die Förderung des offenen Dialogs 
zwischen Politikern, zivilen Experten und Soldaten. Der Name des IFSH, mit Friedensforschung 
und Sicherheitspolitik gleichrangig nebeneinander, wurde in der Gründungsphase von vielen als 
unüberbrückbarer Gegensatz angesehen, für Wolf Graf von Baudissin war er Programm für das 
Gespräch zwischen sich damals häufig feindlich einander gegenüberstehenden Lagern. Graf von 
Baudissin erreichte auch, dass der zivil-militärische Dialog am IFSH selber in kleiner Form institu-
tionalisiert werden konnte. Seitdem sind ständig Offiziere als „militärischer Anteil“ an das IFSH 
abgeordnet worden. Bis zum Sommer 2006 war einer der Herausgeber dieser Schrift, Oberstleut-
nant i.G. Dr. Jürgen Groß, Inhaber dieser Position, seitdem ist es Oberstleutnant i.G. Dr. Armin 
Wagner. Das IFSH ist den Verantwortlichen dafür dankbar, dass sie auch in Zeiten knapper Haus-
halte an dieser Abordnung festhalten, die sowohl für die Bundeswehr als auch für das IFSH weiter-
hin von großem Wert ist.  
 
Ein weiterer sichtbarer Ausdruck der Verbundenheit des IFSH mit seinem Gründungsdirektor ist 
das 1995 begründete „Internationale Fellowship-Programm Graf Baudissin“. Ursprünglich mit 
Hilfe von Mitteln der Volkswagen-Stiftung ins Leben gerufen, wird es in den letzten Jahren finan-
ziell von der Karl-Theodor-Molinari-Stiftung des Deutschen Bundeswehrverbandes unterstützt. 
Ziel des Programms ist die Weiterbildung von Offizieren aus den Staaten Mittel-, Südost- und Ost-
europas zu Fragen des Verhältnisses von Militär und demokratischer Gesellschaft unter Berück-
sichtigung der Konzeption der Inneren Führung.  
 
Das Unterfangen, die Streitkräfte fest in die Gesellschaft einzugliedern und Soldaten als Staatsbür-
ger zu sehen und zu behandeln, ist für viele Länder in der Welt eine Zukunftsaufgabe und auch für 
Deutschland eine ständige Herausforderung. Das IFSH versucht hier einen kleinen Beitrag im Sin-
ne von Wolf Graf von Baudissin zu leisten. Den Herausgebern und Autoren der vorliegenden 
Schrift gebührt Dank für Ihre Bereitschaft, zum Gelingen dieses Unterfangens beizutragen. 
 
Michael Brzoska 
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Vorwort der Herausgeber 
 
 
Wolf Graf von Baudissin war nicht nur in der Aufbauphase der Bundeswehr maßgeblich an der 
Erarbeitung der Konzeption der Inneren Führung beteiligt, sondern auch, nach seinem Ausscheiden 
aus den Streitkräften, lange Jahre Direktor des Instituts für Friedensforschung und Sicherheitspoli-
tik an der Universität Hamburg (IFSH). Die Tätigkeit an zwei verschiedenen Einrichtungen bedeu-
tete jedoch für Baudissin keineswegs, dass Innere Führung und Friedensforschung ohne inhaltli-
chen Zusammenhang nebeneinander stünden. Beide Aspekte hat er stets als Einheit gesehen und 
vielfach miteinander verknüpft, beispielsweise in seinen friedenspädagogischen Aussagen. Auch in 
späterer Zeit war die Innere Führung immer wieder Gegenstand der Arbeit des Instituts. Um die 
Bearbeitung dieses Themenbereiches weiter zu verstetigen, wurde schließlich im vergangenen Jahr 
am Zentrum für EUropäische Friedens- und Sicherheitsstudien (ZEUS), einem der großen Arbeits-
bereiche des IFSH, eine Forschungsgruppe „Demokratisierung von Streitkräften im Kontext euro-
päischer Sicherheit (DemoS)“ eingerichtet. 
 
Das derzeitige Kernprojekt der Forschungsgruppe befasst sich mit der komplexen Baudissin’schen 
Grundintention von Innerer Führung – sowie mit deren Umsetzung in der militärischen Praxis. Das 
Projekt versucht, dieses Spannungsfeld anhand von Texten aus fünf Jahrzehnten nachzuzeichnen. 
Die Arbeitsergebnisse sollen in einem Band innerhalb der Buchreihe „Demokratie, Sicherheit, 
Frieden“, Nomos-Verlag Baden-Baden, umfassend dokumentiert werden. 
 
Im vorliegenden Heft werden anlässlich des bevorstehenden einhundertsten Geburtstages Baudis-
sins einige neuere Aufsätze und Papiere vorab präsentiert. Sie alle thematisieren – aus verschiede-
ner Perspektive – Erfolge und Misserfolge, Fortschritte und Fehlentwicklungen der Inneren Füh-
rung. Wenn dabei, in der Summe, die Defizite etwas stärker in den Vordergrund gerückt wurden, 
so geschah dies keineswegs zufällig. Denn zur Selbstzufriedenheit auf diesem Feld besteht, trotz 
aller Erfolge im Einzelnen, kein Anlass. Innere Führung ist, der permanenten gesellschaftlichen 
Fortentwicklung entsprechend, nie „fertig“; sie bleibt eine ständige Aufgabe von hoher Priorität. 
Dies mag für manche keine bequeme Perspektive darstellen, aber eine bequemere darf eine demo-
kratische Gesellschaft nicht zulassen. 
 
Hamburg, April 2007 Die Herausgeber 
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Kommission „Europäische Sicherheit und Zukunft der Bundeswehr“ am IFSH 
 
„Demokratie hört nicht am Kasernentor auf.“ 
Die Innere Führung in der Bundeswehr muss strukturell verbessert werden.1 
 
 
1. Bedingt lernfähig? 
 
Alle Jahre wieder berichtet der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages über zum Teil gravie-
rende Verstöße gegen die Grundrechte der Soldaten und die Grundsätze der Inneren Führung in den 
deutschen Streitkräften. Warum muss er das immer wieder beanstanden? Ist die Bundeswehr in 
dieser Hinsicht denn gar nicht lernfähig? Handelt es sich dabei möglicherweise stets nur um bedau-
erliche, nie ganz auszuschließende Einzelfälle, vor allem durch menschliche Unzulänglichkeiten 
begründet? Oder aber sitzt das Übel tiefer, verbergen sich hinter diesen jährlichen Mängelberichten 
nicht auch wesentliche strukturelle Defizite? 
 
 
2. Was bedeutet „Innere Führung“?  
 
Wie der Wehrbeauftragte bereits in seinem 42. Jahresbericht festgestellt hat, bedeutet „Innere Füh-
rung” nichts Geringeres als „die Verwirklichung staatlicher und gesellschaftlicher Normen in den 
Streitkräften”. Sie besitzt also mindestens drei verschiedene Aspekte, nämlich einen innermilitäri-
schen, einen binnengesellschaftlichen und einen internationalen.  
 
Was zunächst das Militär selbst betrifft, garantiert „Innere Führung“ dem zivilen Bürger im militä-
rischen Dienst der Bundeswehr seine ihm qua Verfassung verbrieften grundlegenden Menschen- 
und Bürgerrechte, die er im Ernstfall unter Einsatz seiner Gesundheit und seines Lebens ja auch 
verteidigen soll. Innere Führung will die in einem auf der strikten Geltung von Befehl und Gehor-
sam basierenden, an streng hierarchischen Ordnungsmustern organisierten System herrschende 
Unterdrückung menschlicher Individualität überwinden. Ihr Leitbild ist der kritische, zu eigenem 
Urteil befähigte und zivilcouragierte Staatsbürger in Uniform. 
 
Zum zweiten definiert „Innere Führung“ ein grundlegend neues Verhältnis von Militär und Gesell-
schaft. Das deutsche Militär vergangener Zeiten war von einer elitär-solidarischen Gesinnung, dem 
so genannten Korpsgeist, geprägt, der zu jenem verhängnisvollen Denken vom „Staat im Staate“ 
führte. Der Ansatz von General Graf von Baudissin, dem „Vater der Inneren Führung”, zur Militär-
reform zielt demgegenüber darauf ab, das Militär demokratietauglich und mit einer pluralistischen 
Gesellschaft kompatibel zu machen, indem die althergebrachte, aus der Geschichte wohl bekannte 
Borniertheit militaristischen Gedankentums überwunden wird. Solchermaßen soll der gesellschafts-
politischen Selbstisolation der Streitkräfte entgegengewirkt und ihre Integration in den demokrati-
schen Staat sowie ihre Übereinstimmung mit einer offenen, pluralistischen Gesellschaftsform ge-
fördert werden. 
Drittens schließlich beschränkte sich Graf Baudissin, der nicht nur General der Bundeswehr, son-
dern auch Hochschullehrer und Gründungsdirektor des Instituts für Friedensforschung und Sicher-
heitspolitik an der Universität Hamburg war, in seinen Überlegungen zur Struktur und Verfasstheit 
der neuen deutschen Armee von Beginn an keineswegs auf die nationale Dimension. Ganz dezi-
diert konzipierte er die Bundeswehr im Rahmen einer europäischen Sicherheitsarchitektur, d. h. 
unter internationaler Perspektive.  
 
 
3. Defizite der Inneren Führung  
 
Diese revolutionär zu nennenden Ansätze der Militärreform Baudissins sind in den seit Gründung 
der Bundeswehr vergangenen fast fünfzig Jahren gründlich verschüttet worden. Den Traditionalis-
                                                     
1  Erstveröffentlichung in: Sicherheit und Frieden I/2004, S. 45-47. 
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ten, die von Anfang an die neuen deutschen Streitkräfte als eine „optimierte Wehrmacht“ planten, 
ist es gelungen, die Innere Führung umzubiegen zum zwischenmenschlichen Führungs- und Moti-
vationskonzept – zur reinen Sozialtechnik also. Mittlerweile herrscht innerhalb der Bundeswehr ein 
durchaus beliebiges Verständnis, mitunter auch völliges Unverständnis über Innere Führung. Die 
Defizite auf diesem Gebiet sind daher zahlreich und vielschichtig: 
 
a.) Unter der Devise „Kampfmotivation“ haben politische und militärische Führung seit den 
1980er Jahren in weiten Teilen der Bundeswehr in bewusster Abgrenzung vom gesellschaftli-
chen Wertepluralismus ein traditional geprägtes, militärisches Selbstverständnis durchgesetzt. 
Ihren vorläufigen Kulminationspunkt fand diese Gegenreform in der „neotraditionalistischen“ 
Etablierung eines „Kämpfer-Kultes“, der die Kriegstüchtigkeit der Bundeswehr als Maß aller 
Dinge definierte. Der Soldat als kriegsnah ausgebildeter, allzeit bereiter, selbstlos dienender 
und unbedingt gehorchender Kämpfertyp wird zur fraglos zu akzeptierenden Norm. 
In diesem Kontext wurde der ursprüngliche Gehalt der Inneren Führung deformiert und par-
tiell in sein Gegenteil verkehrt. Die deprimierende Erkenntnis dabei: Die politischen Instituti-
onen wurden ihrer Verantwortung, auf Liberalität und Pluralität in der Bundeswehr zu achten, 
nur unzureichend gerecht. Die Konsequenz ist, dass die Bundeswehr von ihrem demokratie-
notwendigen zivilgesellschaftlichen Integrationsbezug losgelöst und auf ein Motivationskon-
zept des Kämpfer-Kults reduziert wird. 
 
b.) Unter dem Vorwand, dass Verfassungspatriotismus und rationales Wertebewusstsein nicht zur 
Sinnvermittlung soldatischen Dienens ausreichten, wurde dem Konzept der Inneren Führung 
ein konservativ-reaktionäres Erziehungskonzept entgegengesetzt. Dieses Konzept verweist auf 
angeblich zeitlos gültige soldatische Tugenden, verherrlicht die militärische Gemeinschaft und 
betont die Erziehung zu formaler Disziplin. 
 
c.) Die Chance zur inneren Demokratisierung der Bundeswehr wird bis heute nur unzureichend 
genutzt. Denn zumindest in Friedenszeiten ließen sich die internen Strukturen und Verfahren 
der Streitkräfte sehr weitgehend demokratisieren bzw. an demokratischen Normen und Werten 
ausrichten. Eventuelle Beschränkungen hinsichtlich der Demokratisierung der Bundeswehr 
dürfen einzig und allein mit den wirklich unumgänglichen funktionalen Erfordernissen zu be-
gründen sein.  
 
d.) Des Weiteren zeigt sich eine weitgehende Entintellektualisierung der Streitkräfte, ein nach wie 
vor unbefriedigender Zustand der politischen Bildung, ein ständig sinkender Anteil von Be-
rufsoffizieren mit Hochschulabschluss sowohl in der Laufbahn der Truppenoffiziere als auch 
im Generalstabsdienst. Bei der Entscheidung über die Übernahme zum Berufsoffizier können 
gute Beurteilungen durch Vorgesetzte ohne weiteres ein fehlendes Universitätsdiplom erset-
zen. Alles in allem ist sowohl im Offiziers- als auch im Unteroffizierkorps ein bemerkenswer-
ter Mangel an staatsbürgerlicher Allgemeinbildung und politischer Urteilskraft festzustellen. 
 
e.) Dass angesichts der zunehmenden Integration der Bundeswehr in multinationale Streitkräfte-
strukturen eine Verankerung des Reformkonzepts der Inneren Führung auf der Ebene der an-
gestrebten Europäischen Verteidigungsunion unabdingbar ist, wurde von verantwortlichen Si-
cherheits- und Verteidigungspolitikern bis dato noch nicht hinreichend berücksichtigt. Es be-
steht die Gefahr, dass Kernbestände der „Inneren Führung“ von politischer und militärischer 
Seite als disponibel betrachtet werden und im Rahmen multinationaler Streitkräftestrukturen 
unwiederbringlich verloren gehen. 
 
 
4. Empfehlungen 
 
Die mangelnde Umsetzung des epochalen Reformkonzepts der Inneren Führung ist evident und 
zugleich Besorgnis erregend. Gerade auch im Hinblick auf die veränderten sicherheitspolitischen 
Rahmenbedingungen, unter denen die Bundeswehr ihren Auftrag erfüllen muss, ist es dringend 
erforderlich, die Zielsetzungen der „Inneren Führung“ im Sinne Baudissins nun endlich in vollem 
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Umfang zu realisieren und, wo nötig, weiterzuentwickeln. Von zentraler Bedeutung sind folgende 
Forderungen: 
 
a.) Wenn die Bundeswehr angesichts der gesellschaftlichen Herausforderungen bestehen will, 
muss sie sich gleichsam zu einem modernen Dienstleistungsunternehmen fortentwickeln, das 
von seiner Attraktivität her mit anderen Unternehmen konkurrenzfähig ist. Der moderne Sol-
dat sollte sich als Schützer von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden verstehen, der so lange be-
nötigt wird, wie sich die Welt noch nicht auf adäquatere, d.h. friedliche Konfliktregelungsme-
chanismen verständigt hat. In einem solchen Soldatenbild müssen Kategorien wie „Motivati-
on“, „Anreizen“ und „Eigenverantwortung“ eine weit größere Bedeutung zugemessen werden. 
Zwangsrekrutiertes Personal ist mit diesem Leitbild kaum vereinbar. Lebenserfahrung sollte 
dem gegenüber ebenfalls ein gewichtiges Einstellungskriterium werden. Daher sollten die 
Möglichkeiten zum Wechsel zwischen Tätigkeiten auf dem zivilen Arbeitsmarkt und in der 
Bundeswehr maßgeblich erweitert werden. Insbesondere die Streitkräfte könnten dabei von 
einem ständigen Zufluss von Know-how aus dem zivilen Umfeld profitieren. 
 
b.) Die starren Schemata des Funktions- und Verwendungsaufbaus von Offizieren sollten ver-
mehrt aufgebrochen werden. Aufgrund der überwiegend kurzen Stehzeiten in den einzelnen 
Verwendungen gewinnen für die Führungstätigkeit kurzfristige Kosten-Nutzen-Kalküle vor-
rangige Bedeutung, echte Fachkompetenz kann sich kaum entwickeln. Daraus folgt, dass die 
Stehzeiten insbesondere in den Truppenverwendungen verlängert werden sollten, um wieder 
die Entwicklung eines intensiveren und vertrauensvolleren Verhältnisses zwischen Führern 
und Geführten zu ermöglichen. Aber auch in Fachverwendungen sollten längere Stehzeiten 
sowie aufeinander aufbauende Verwendungsreihen eingeführt werden, um möglichst solide 
Fachkompetenz entwickeln und dauerhaft nutzen zu können. Insgesamt dürfte mittels derarti-
ger Personalführungsmaßnahmen die Berufszufriedenheit der Offiziere signifikant steigen, 
was sich wiederum nur positiv auf das Betriebsklima und den Zustand der Inneren Führung 
auswirken kann. 
 
c.) Es ist notwendig, der fortschreitenden Entintellektualisierung des Offizierskorps, der Entpoli-
tisierung des Soldatenberufs sowie der von der militärischen Führung betriebenen Rückwen-
dung zu vorgeblich zeitlosen Soldatentugenden mit Entschiedenheit entgegenzuwirken. Daher 
ist eine Bildungsreform in den Streitkräften von zentraler Bedeutung.  
Der kritisch mitdenkende, selbständig und selbstbewusst agierende Offizier wird zu oft als 
nicht systemkonforme Herausforderung und Zumutung für ein hierarchisch strukturiertes Mili-
tär empfunden und daher abgelehnt. Für den Offizierberuf ist, insbesondere in Anbetracht des 
aufgrund des erweiterten Auftrags erheblich komplexer gewordenen Anforderungsprofils, eine 
akademische Ausbildung inklusive des damit verbundenen Qualifikationsnachweises eine 
Conditio sine qua non. Darüber hinaus würde ein durchgängig akademisch gebildetes Offi-
zierkorps die Reputation der Armee in der Öffentlichkeit merklich steigern und zur besseren 
Integration der Streitkräfte in die demokratische Gesellschaft beitragen. Daher sind die gesetz-
lichen Bestimmungen derart zu modifizieren, dass nur noch Soldaten/Soldatinnen mit einem 
nachgewiesenen Hochschulabschluss in die Laufbahn der Offiziere des Truppendienstes und 
des Generalstabs-/Admiralstabsdienstes übernommen werden. 
Das Konzept zum wissenschaftlichen Studium der Offiziere muss ebenfalls verbessert werden. 
Auch für die Offiziere des Heeres muss das Studium wieder am Beginn der Offiziersausbil-
dung stehen, schon um einer einseitigen, an überkommenen militärischen Idealen orientierten 
Sozialisation in einer Lebensphase vorzubeugen, in der junge Leute noch relativ einfach zu 
formen sind.  
 
d.) Die bereits seit langen Jahren seitens des Deutschen Bundeswehr-Verbandes und der Europäi-
schen Organisation der Militärverbände (EUROMIL) unternommenen Anstrengungen, zentra-
le Elemente des Baudissinschen Streitkräftereformkonzepts auf europäischer Ebene zu veran-
kern, bedürfen dringend der Unterstützung durch gleichgerichtete Initiativen sowohl aus dem 
parlamentarischen Raum als auch seitens der Bundesregierung rsp. des Bundesministeriums 
 10
der Verteidigung. Hierzu sollte eine Task Force „Innere Führung in den europäischen Streit-
kräften“ gebildet werden. 
Sämtliche europäischen Harmonisierungsbestrebungen müssen ihre Grenzen dort finden, wo 
eine Nivellierung „nach unten“ das Resultat wäre. Der einzig legitime Orientierungspunkt für 
eine Reform der Inneren Führung sind und bleiben die Standards einer entwickelten Demokra-
tie.  
 
e.) Auf dem Gebiet der Sicherheitspolitik gehört bekanntlich der Präventionsgedanke zu denjeni-
gen Grundsätzen, über die ein breiter Konsens herrscht. Auch im Bereich der Inneren Führung 
verdient dieses Prinzip mehr Beachtung. Es erscheint weder ausreichend noch besonders effi-
zient, Defizite nur in „Mängelberichten” des Wehrbeauftragten festzustellen und anschließend 
– gleichsam dem Übel immer nur hinterherhinkend – zu versuchen, diese zu beheben. Eine 
möglichst präventive Realisierung der Grundintention der Inneren Führung bedarf aber – ge-
rade in einer stark hierarchisierten Institution wie den Streitkräften – auch geeigneter Struktu-
ren.  
Zudem sollte das höchstrichterliche Diktum von der Bundeswehr als „Parlamentsarmee” nicht 
in Vergessenheit geraten: Daher sollte der Wehrbeauftragte den besonderen Überwachungs-
auftrag des Parlaments erhalten, den Stand der Realisierung der erforderlichen strukturellen 
Maßnahmen, insbesondere  
- die Einführung eines Querschnittsbereichs Innere Führung im Zentrum für Analysen und 
Studien der Bundeswehr 
- die Einrichtung eines Querschnittsreferats Innere Führung im BMVg 
- die strukturelle Aufwertung des Zentrums Innere Führung zur Akademie für Innere Füh-
rung  
- die Bestellung eines Beauftragten für Innere Führung im BMVg, 
aufmerksam zu verfolgen und ggf. nachdrücklich anzumahnen. 
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Detlef Bald 
 
Restaurativer Traditionalismus: eine Gefahr für die Innere Führung1 
 
 
Die Neugründung der beiden deutschen Staaten war in Ost und West mit der Kernfrage verbunden, 
in wie weit mit dem freiheitlichen Neuanfang eine Abkehr von Nationalsozialismus und Militaris-
mus vollzogen wurde. Das Kriegsende leitete die Wende ein. Die totale Kapitulation der Wehr-
macht und das Ende des NS-Regimes gaben den Anstoß. Das Jahr 1945 wies dem Militär im Un-
terschied zu anderen staatlichen Institutionen am ehesten die Richtung, einen Neubeginn zu wagen. 
Eine „Stunde Null“ war gegeben, Fakten waren geschaffen. Zu den Fakten zählte die Entscheidung 
des Alliierten Kontrollrates vom 2. August 1945, im Vollzug der Potsdamer Beschlüsse der Sie-
germächte alle militärischen Einrichtungen der Wehrmacht – „völlig und endgültig“ – aufzulösen 
und ihre Einrichtungen ein für alle Male auszulöschen. Die internationale Entscheidung zerschlug 
ex negativo die militärischen Strukturen deutscher Machtpotentiale. Begründet wurde dies histo-
risch damit, dass von dort – dem „Hort des Militarismus“ – ein Jahrhundert lang der Frieden in 
Europa bedroht worden war. Dieser Typ eines historischen Sonderweges sollte für alle Zukunft 
ausgeschlossen sein. In einem ersten Schritt wurde die Wehrmacht aufgelöst. Im Begriff der „Stun-
de Null“ war damit zugleich der zweite Schritt verbunden, die eigene Vergangenheit, den Milita-
rismus und die NS-Militärpolitik der Wehrmacht in Krieg und Besatzung zu reflektieren – eine 
„Stunde Null“ der historisch-politischen Besinnung. Umkehr war das Gebot. 
Zukunft und Format jedes Militärs in Deutschland sollten grundsätzlich auf ein neues Fundament 
gestellt werden. Die Besinnung verlangte die Orientierung an den Wertvorstellungen von Demo-
kratie und Republik. Die Abkehr vom Militarismus der Geschichte fußte auf der Ethik des politi-
schen Handelns. Eine militärische Restauration durfte im Militär der Nachkriegszeit keinen Platz 
haben. Mit dieser Einschätzung der Völkergemeinschaft korrespondierte auf deutscher Seite die 
Haltung vieler, denen Friedrich Meinecke Ausdruck mit dem Wort verlieh, die deutsche Katastro-
phe verlange einen „radikalen Bruch mit unserer militärischen Vergangenheit“.2 Dies bekräftigte 
Gerhard Ritter auf dem Historikertag 1953, als er im Vergleich mit dem preußisch-deutschen Mili-
tarismus des 19. Jahrhunderts feststellte, die Wehrmacht habe den extremsten Militarismus der 
deutschen Geschichte – „niemals ist die Militarisierung alles Lebens so radikal durchgeführt“ wor-
den – verkörpert.3 Damit richtete er den Blick auf die Rolle des Militärs in der Innenpolitik, der 
sich ebenso der Sozialwissenschaftler Leopold von Wiese widmete. Unübertroffen deutete auch 
Hans Herzfeld die „Selbstgesetzlichkeit“ des Militärischen im NS-System als politisches Konzept 
der Radikalisierung des modernen Militarismus.4 
Die „Stunde Null“ schloss daher dem Sinn nach nicht das Militär an sich aus, sondern verlangte 
insbesondere die Abkehr von allen Übersteigerungen des Militärischen. Als daher seit 1950 die 
Aufstellung von Streitkräften mit der durch Besatzungsstatut reglementierten Bonner Regierung 
politisch verhandelt wurde, gaben die Alliierten in Konsequenz der Potsdamer Beschlüsse dieses 
Militär nicht unter alleinige deutsche Verfügungsgewalt. Einsatzleitung und Rüstungskontrolle der 
Bundeswehr wurden an NATO und WEU übertragen. Jede eigenständige Aktion nach außen wurde 
strukturell unterbunden und daher die Bundeswehr international vollständig integriert. Nach innen 
jedoch hatte die politische und militärische Spitze der Bundeswehr die Zuständigkeit, die Verhält-
nisse nach eigener Maßgabe zu regulieren und die Vergangenheits- und Traditionspolitik zu 
bestimmen.5 Daher entstand das Problem, dass über Jahrzehnte von relevanten Vertretern der Bun-
deswehr Traditionslinien zum Militarismus aufgebaut wurden. Um solche Beispiele geht es hier. 
                                                     
1  Erstveröffentlichung in: W&F Dossier 53, S. 12-19 unter dem Titel: „Politik gegen die Demokratisierung der Bun-
deswehr. Restaurativer Traditionalismus in der Bonner Republik“. 
2  Friedrich Meinecke, Die deutsche Katastrophe. Betrachtungen und Erinnerungen, 5. Aufl. Wiesbaden 1955, S. 156. 
3  Vgl. Gerhard Ritter, Das Problem des Militarismus in Deutschland, in: Historische Zeitschrift, 177/1954, S. 46f.; 
Manfred Messerschmidt, Das Gesicht des Militarismus in der Zeit des Nationalsozialismus, in: Wolfram Wette 
(Hg.), Schule der Gewalt. Militarismus in Deutschland 1871 bis 1945, Berlin 2005, S. 265 ff.; zur Sozial- und 
Strukturgeschichte der militaristischen Vergangenheit in der Wehrmacht vgl. Rolf-Dieter Müller, Hans-Erich 
Volkmann (Hg.), Die Wehrmacht. Mythos und Realität, München 1999, S. 349 ff. 
4  Hans Herzfeld, Der Militarismus als Problem der Neueren Geschichte, in: Schola I, 9/1946, S. 41 ff. 
5  Vgl. Detlef Bald, Johannes Klotz, Wolfram Wette, Mythos Bundeswehr. Nachkriegsdebatten und Traditionspflege 
in der Bundeswehr, Berlin 2001. 
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Die Militärpolitik des Traditionalismus 
 
Um sich dem Thema angemessen nähern zu können, ist zur notwendigen Abgrenzung voraus zu 
schicken, dass nach dem Krieg in der jungen Bundesrepublik der Militarismus im allgemeinen 
keine Akzeptanz genoss; vielmehr war das Wort des Bundeskanzlers Konrad Adenauer verbreitet: 
„Der Militarismus ist tot.“ Dennoch findet sich das Phänomen – im Begriff der „Wieder-
Bewaffnung“ zufällig zu erkennen –, dass einzelne Faktoren und Elemente aus militaristischen 
Zeiten aufgegriffen und für die Gestaltung der Entwicklung der Bundeswehr genutzt wurden, ohne 
in notwendiger Weise kritisch das Vergangene zu prüfen, ob es mit den Grundwerten der jungen 
Bundesrepublik ausreichend übereinstimme. So wurde die Militärpolitik des Generals Hans von 
Seeckt beim Aufbau der Streitkräfte hoch geschätzt. Da schien die politische Brisanz nur am Rande 
eine Rolle zu spielen, dass er in der Weimarer Republik für die antidemokratische Politik des Mili-
tärs vom „Staat im Staate“ große Verantwortung trug. Unter dieser Perspektive hätte ein Seeckt 
niemals ein Vorbild für die Bundeswehr sein können. Mit diesem Beispiel wird eine militärinterne 
Vergangenheitspolitik des Traditionalismus erkennbar, die nicht im Einklang mit den Grundwerten 
der Verfassung steht. Gerade sie hatte eine geschichtsklitternde Schlagseite, die restaurative Ele-
mente aus den Epochen des Militarismus in die Innenpolitik der jungen Republik holte.  
In diesem Beitrag wird besonders dieser Vergangenheitspolitik des Militärs der Bonner Republik 
Aufmerksamkeit geschenkt. An drei Beispielen aus den Jahren 1950/55, 1969 und 1982 wird auf-
gezeigt, wie restaurative Kontinuitäten von Vertretern des militärpolitischen Traditionalismus her-
gestellt und vertreten wurden. Die gewählten Beispiele illustrieren Initiativen aus der Militärelite, 
die mit einigem Erfolg wirkungsvoll ihre Interessen, ihre Programme und Konzepte voranbrachte. 
Die Wege und Initiativen, diese anlässlich politischer Ereignisse in der Bundeswehr zu realisieren, 
verweisen auf jeweils einzigartige Situationen, mit eigenem Gewicht und gemäß der jeweiligen 
politischen Konstellation selbständig darzustellen. In diesem Beitrag können sie nur mit ein paar 
Strichen gezeichnet werden. Zugleich bieten diese drei typischen Beispiele traditionalistischer Poli-
tik einen eigentümlichen Zusammenhang; in ihrer Abfolge beziehen sie sich auch bemerkenswert 
auf einander. 
Der ehemalige Offizier der Wehrmacht und General der Bundeswehr, Gerd Schmückle, hat den 
Begriff Traditionalismus eingeführt, um die Gegenposition zur Reform der „Inneren Führung“ zu 
kennzeichnen.6 Man kann darüber streiten, ob „Traditionalismus“ glücklich gewählt ist, doch er hat 
sich eingebürgert und bezeichnet treffend einige charakteristische Merkmale einer Militärpolitik, 
die im direkten Rückgriff auf historische Vorbilder die Ausrichtung der Bundeswehr zu konstruie-
ren sucht – vom Soldatenbild bis zu operativen Maximen.7 Der Traditionalismus ist inhaltlich um-
fassend angelegt und bezieht sich auf mehrere Ebenen der Militärpolitik: in Distanz zur pluralisti-
schen Gesellschaft strebt er nach einer einheitlichen Eigenwelt des Militärs, indem Anpassung und 
Unterordnung, Stärke und Disziplin im Innern betont werden; das zielt auf personelle Homogeni-
sierung und politisch-korporative Geschlossenheit. Dazu werden historische Verhältnisse verharm-
lost und vor allem von ihren politischen und gesellschaftlichen Belastungen befreit, um so benenn-
bare Faktoren aus Zeiten des Militarismus und des Untertanenstaates in „sauberer“ Form zum Vor-
bild zu nehmen. Das findet sich in der Bundeswehr beispielsweise bei der sozialen Protektion in 
der Personalpolitik, der institutionellen Stellung des Militärs im System der politischen Repräsen-
tanz oder der Ausrichtung der Ausbildung gemäß einem Sui-generis-Denken usw. Solche Ausprä-
gungen aber stehen mit der Wertordnung des Grundgesetzes in Konflikt bzw. sind damit grundsätz-
lich nicht vereinbar. Sie unterminieren wenigstens die Zielsetzungen der aufgeklärten politischen 
Kultur der freiheitlichen Grundordnung dieser Republik, gerade weil immer wieder Facetten des 
Alten vom Traditionalismus in der Bundeswehr rekultiviert und reaktiviert wurden. Wenn man 
erinnert, dass 1945 eine Abkehr von denjenigen Symbolen, Denkfiguren und Institutionen geklärt 
war, die den Militarismus genährt hatten, ist es brisant, dass Einzelfaktoren des Militarismus erneut 
Einfluss gewannen. Auch der große Reformer der Bundeswehr, Wolf Graf von Baudissin, erfuhr 
                                                     
6  Vgl. Gerd Schmückle, Kommiß a.D., Stuttgart 1971. 
7  Vgl. meinen Ansatz, wichtige Merkmale des historischen Geschehens zu benennen: Detlef Bald, Die Bundeswehr. 
Eine kritische Geschichte 1955-2005, München 2005; ders., Militär und Gesellschaft 1945-1990. Die Bundeswehr 
der Bonner Republik, Baden-Baden 1994, S. 53 ff.; auch: Kämpfe um die Dominanz des Militärischen, in: Bald, 
Klotz, Wette, Mythos Wehrmacht, S. 17 ff. 
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den Kampf des Traditionalismus gegen die demokratische Reformpolitik und bezeichnete ihn als 
tatsächlich bedrohliche „wirklichkeitsfremde, gefährliche Ideologie“.8 
Der Traditionalismus der Bundeswehr hat einen doppelten Bezug zur innenpolitischen Dimension 
des Militarismus. Zum einen handelt es sich um die zivil-militärischen Beziehungen, also um die 
Entwicklung des militärischen Milieus nach der Art des Sui-generis-Denkens mit der Ideologie der 
sozialen Abkapselung sowie der pluralistischen Vorbehalte. In Summe zielen sie auf gegenkulturel-
le Entwicklungen im Militär. Diese Faktoren des Militarismus der Geschichte werden auch als 
„Belastung des sozialen Lebens“ bezeichnet.9 Der „Militarismus als Verfassungsproblem“, die 
andere Seite des innenpolitischen Militarismus, sollte in der Bonner Republik der Boden entzogen 
sein. Die Bundeswehr wurde strikt in das parlamentarische Regierungssystem eingebunden, wie es 
sich im Grundgesetz in Verbindung mit der „Wehrgesetzgebung“ von 1954 bis 1957 manifestiert. 
Die legalistisch angelegte Reform und die Verankerungen im System der Bundesorgane begründe-
ten den Neuanfang, gewiss eine Lehre aus der Geschichte. Die Dominanz des Militärischen im 
Kaiserreich und im NS-System, aber auch in der Weimarer Republik, als die Reichswehr sich eine 
Eigenständigkeit – „Staat im Staate“ – reservieren konnte, sollte endgültig vorüber sein. Die Ge-
schichte der Bundeswehr zeigt, dass der Traditionalismus sich mit dem Reformentwurf des Militärs 
der Bundesrepublik nicht abfinden konnte. 
 
 
Das Beispiel von 1950: die Himmeroder Denkschrift 
 
Die Geschichte der Bundeswehr fängt mit der Geheimplanung vom Oktober 1950 an, als die 
Himmeroder Denkschrift verfasst wurde. Sie gilt als die „Magna Charta“ der „neuen Wehrmacht“ 
der Bonner Republik und ist doch das erste Dokument des Traditionalismus. Wie selbstverständlich 
stellte man sich in die Kontinuität zur Wehrmacht. Diese Vergangenheit wurde politisch von allen 
Verbrechen im Nationalsozialismus gesäubert, im Weltkrieg schienen vermeintlich ewig gültige 
militärische Tugenden erfahrbar. So konstruierte man das Bild des Militärs der Zukunft und fixierte 
Militärstruktur, operative Maximen und auch das Soldatenbild normativ an einer künstlichen und 
idealisierten Vergangenheit. Nicht bloß die entsprechenden, zum Teil schwülstigen und abgehobe-
nen Formulierungen über „Ehre“, den „Wehrwillen des Volkes“ oder die „Rehabilitierung der 
Wehrmacht“ verweisen auf die ideologischen Aspekte, sondern die Tatsache, dass es diesem Den-
ken an der Unterscheidung von Militär und Militarismus in der deutschen Geschichte mangelte. 
Daran trug gerade Hermann Foertsch, jener prominente NS-General, Verantwortung, da er sein 
Bild des „inneren Gefüges“ von 1942 von der alten auf die „neue Wehrmacht“ übertrug. Trotz sol-
cher Zeugnisse wird Himmerod als „Gründungskompromiss“ der Bundeswehr gefeiert. Dieses 
Wort verfälscht Geschichte und dient dazu, die Gründungslegende des demokratischen Anfangs zu 
konstruieren, obwohl der Geist der Uneinsichtigen offensichtlich war: „Die Denkkategorien und 
Sprachfiguren [...] entstammen fast ausschließlich der Vorstellungs- und Erfahrungswelt des Zwei-
ten Weltkriegs.“10 
Die wenigen Reformsätze in der Himmeroder Denkschrift stammten ausschließlich von Baudissin. 
Er konnte Kernaussagen zur Geltung der rechtsstaatlichen, freiheitlichen und pluralistischen 
Grundwerte der Verfassung im Militär formulieren. Sie waren marginale Einsprengsel, von denen 
aus Baudissin mit langem Atem das Konzept der Militärreform mit dem Leitbild des „Staatsbürgers 
in Uniform“ entwickelte und dafür in Politik, Parlament und Gesellschaft kämpfte.11 Er und seine 
                                                     
8  Gespräch mit Wolf Graf von Baudissin, in: Axel Eggebrecht (Hg.), Die zornigen alten Männer. Gedanken über 
Deutschland seit 1945, Reinbek 1979, S. 216. Zum Überblick der Reformpolitik vgl. Hilmar Linnenkamp, Dieter S. 
Lutz (Hg.), Innere Führung. Zum Gedenken an Wolf Graf von Baudissin, Baden-Baden 1995. 
9  Jürgen Kocka, 1945. Neubeginn oder Restauration?, in: Carola Stern, Heinrich August Winkler (Hg.), Wendepunk-
te deutscher Geschichte 1848-1945, Frankfurt/M. 1979, S. 157; vgl. zum neuesten Stand der Diskussion Wolfram 
Wette (Hg.), Schule der Gewalt. Militarismus in Deutschland, Berlin 2005. 
10  Hans-Jürgen Rautenberg, Norbert Wiggershaus (Hg.), Die ›Himmeroder Denkschrift‹ vom Oktober 1950. Politi-
sche und militärische Überlegungen für einen Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zur westeuropäischen Ver-
teidigung, Karlsruhe 1977, Einleitung. 
11  Vgl. Anmerkung 6 und 7; zu Wolf Graf von Baudissin und der Zivilisierung des Militärs auch: Claudia Fröhlich, 
Michael Kohlstruck (Hg.), Engagierte Demokraten. Vergangenheitspolitik in kritischer Absicht, Münster 1999, S. 
84 ff.; Detlef Bald, Uwe Hartmann, Claus von Rosen (Hg.), Klassiker der Pädagogik im deutschen Militär, Baden-
Baden 1999. 
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Mitstreiter waren schon im Amt Blank praktisch isoliert; die Papiere wurden gefiltert und kontrol-
liert. Es wurde sogar von Reaktion gesprochen.12 Nicht alle Mitarbeiter seines Arbeitsstabes waren 
auch Mitstreiter. Heinz Karst, der Arbeitsgruppe „Inneres Gefüge“ zugeordnet, ist das Beispiel. 
Seine schillernde Haltung zeigte sich öfter, aber im August 1955 inszenierte er einen Eklat. In Ab-
wesenheit von Baudissin legte er anlässlich der Beratung der Wehrgesetze im Bundestag eine 
Denkschrift – „Karstiade“ genannt – vor, in der er unter Vorspiegelung falscher Tatsachen im Na-
men der „Gruppe Innere Führung“ für die Position der Traditionalisten eintrat. Dabei wandte er 
sich „entschieden gegen jeden Zivilkult“ im Militär. Der Primat ziviler und parlamentarischer Poli-
tiker vor den Militärs werde „bei den Soldaten nur als Diffamierung ausgelegt“. Karsts Distanz zur 
„Inneren Führung“ erleichterte ihm, Baudissin persönlich zu provozieren. Seine Worte verrieten 
ihn. Die „Karstiade“ war im Kern ein politisches Pamphlet gegen den demokratischen Neubeginn, 
der, als „eisiges Misstrauen“ des Parlaments gegen Soldaten bezeichnet, auf wenig Zustimmung 
stieß. Der „Vorrang der Zivilisten“ – gemeint waren Minister und Staatssekretär, aber auch die 
Existenz von „zivilen“ Abteilungen im Ministerium – vor der Generalität sei untragbar, die Streit-
kräfte bedürften eines „wachsamen Vertrauens“ statt „misstrauischer Kontrollen“ von Parlament 
und Öffentlichkeit. Karst wies „nachdrücklich“ auf Protest hin: „bei Fortgang dieser Entwicklung“ 
drohe der „sicherste Weg, Militarismus herbeizuführen und damit die Demokratie wirklich zu ge-
fährden“.13 Diese prinzipielle Ablehnung der beabsichtigten Einbindung in das demokratische Re-
gierungssystem war hochbrisant: seine Verfahren wurden als „misstrauische Kontrollen“ diffa-
miert; sie entsprächen ganz der „Lesart“ der „Drahtzieher des Kalten Krieges“ in Moskau. 
Der politische Skandal der „Karstiade“ lag, auf den Punkt gebracht, darin, während des Gesetzge-
bungsverfahrens die machtpolitische Revision zu fordern. Der Primat der Politik sollte zugunsten 
des Militärs aufgegeben werden. Die „Rechtmäßigkeit eines zivil-ministerialen Kontrollrechts über 
das Militär“ wurde bezweifelt.14 Karst fand den Beifall der Kameraden und im Ministerium, da er 
dem verbreiteten Traditionalismus öffentlich Ausdruck verlieh. Es war eine Affäre ersten Ranges, 
dass er, ein Mitarbeiter Baudissins, den politischen Rahmen der Militärreform leugnete. Die Ge-
schichte der „Inneren Führung“ ist daher im Anfang eine Geschichte der Distanzierung, eine Ge-
schichte der Diffamierung und des Defizits. Damit übertraf das Militär das allgemeine Klima der 
Ära Adenauer, das schon durch eine dezidierte revisionistische Vergangenheitspolitik auffiel.15 
Militärreform und Traditionalismus standen kontrovers einander gegenüber; sie bildeten zwei 
„Fronten, die sich in der einen oder anderen Form“ dauerhaft politisch durchsetzten und dazu bei-
trugen, die Bundeswehr immer wieder zwiespältig, grau changierend zu kennzeichnen.16 
Der Anfangserfolg des Traditionalismus hatte gravierende Auswirkungen. Der innere Aufbau der 
Bundeswehr folgte restaurativen und sogar reaktionären Leitbildern. Die Ausbildung im Heer etwa 
verwirklichte das Modell der frühen dreißiger Jahre; die Führungsakademie orientierte sich an der 
Ausbildung zum Generalstab von 1936.17 Die soziale Rekrutierung folgte dem Vorbild der Reichs-
wehr, die eigentlich das Ideal des Kaiserreichs von 1890 angestrebt hatte.18 Als 1966 die Gewerk-
schaften erstmals in Kasernen werben durften, traten reihenweise oberste Generale aus Protest zu-
rück; als 1969 der General der Gebirgsjäger und stellvertretende Inspekteur des Heeres, Hellmut 
Grashey, den Offizieren des 20. Juli die Ehre absprach und sich aus der Deckung wagte, nun „end-
lich“ die „Maske“ der „Inneren Führung“ abzulegen, erfuhr er an der Führungsakademie Beifall; 
als dann General Schnez, Inspekteur des Heeres, im Einklang mit der obersten Führung in der Ge-
                                                     
12  Vgl. Dietrich Genschel, Wehrreform und Reaktion. Die Vorbereitungen der Inneren Führung 1951-1956, Hamburg 
1972, S. 149 ff. 
13  BA-MA (Bundesarchiv-Militärarchiv Freiburg) Bw 9/2527-113 Heinz Karst, Bedenken über die innenpolitische 
Entwicklung der Vorbereitungen für den Aufbau der Streitkräfte, 1. Aug. 1955; der politische Horizont wird in der 
von Karst verfassten Schrift deutlich: Vom künftigen deutschen Soldaten, Bonn 1955. 
14  BA-MA Bw N 717/5 Tagebuch Innere Führung, 24. Aug. und 14. Sept. 1955. 
15  Vgl. Norbert Frei, Vergangenheitspolitik. Die Anfänge der Bundesrepublik und die NS-Vergangenheit, München 
1996. 
16  Wolf Graf von Baudissin, Abschiedsvorlesung, 18. Juni 1986, Universität Hamburg, in: Ders., Dagmar Gräfin 
Baudissin, „[...] als wären wir nie getrennt gewesen“. Briefe 1941-1947, hrsg. von Elfriede Knoke, Bonn 2001, S. 
267. 
17  Vgl. Mathias Jopp, Militär und Gesellschaft in der Bundesrepublik Deutschland. Das Beispiel des Bildungswesens 
in der Bundeswehr, Frankfurt/M. 1983; Detlef Bald, Generalstabsausbildung in der Demokratie. Die Führungsaka-
demie der Bundeswehr zwischen Traditionalismus und Reform, Koblenz 1984. 
18  Vgl. Detlef Bald, Der deutsche Offizier. Sozial- und Bildungsgeschichte des deutschen Offizierkorps im 20. 
Jahrhundert, München 1982. 
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heimstudie die „Umformung der zivilen Gesellschaft an Haupt und Gliedern“ nach militärischem 
Vorbild einklagte, zeigte sich das traditionalistische Substrat des Sui-generis-Denkens in aller 
Klarheit.19 Ein Journalist bezeichnete dies: „Die Restaurateure bliesen zum letzten Gefecht.“20 Ein 
anderer brauchte einen historischen Vergleich: „Ins Kaiserreich ließe sich auch diese Bundeswehr 
hervorragend integrieren.“21 Das Desaster nach zwanzig Jahren Militäraufbau der Bonner Republik 
war auch unter Zeitgenossen der alten Generalität erschreckend: Generale der Gründungszeit – 
sowohl die nationalkonservativen Hans Speidel und Adolf Heusinger als auch der liberale Baudis-
sin – stimmten darin überein, die Reform des Militärs sei in der Bonner Republik „gescheitert“.22 
 
 
Das Beispiel von 1969: Das Papier der Hauptleute von Unna 
 
In der historischen Situation, als die Ära Brandt mit Reformen im Innern und mit der Öffnung nach 
Osten durch die Entspannungspolitik Bewegung in die erstarrten Verhältnisse der Ära Adenauer 
brachte, schlug auch für die Bundeswehr die Stunde vertiefter demokratischer Reformen.23 Poli-
tisch hatte der gerade gewählte Bundespräsident Gustav Heinemann mit seinem Wort: „Der Frie-
den ist der Ernstfall“ aufmerken lassen. In konservativen Kreisen erzeugte dies eine Welle der Em-
pörung. Die oberste militärische Führung, die mit der Studie des Inspekteurs des Heeres, Albert 
Schnez, im Sommer 1969 noch geglaubt hatte, eine zivil-militärische Plattform traditionalistischen 
Gedankenguts geschaffen zu haben, war angesichts der epochalen Wende alarmiert. Die „Schnez-
Studie“, die ein Grundsatzdokument des eigenen Selbstverständnisses und der zukünftigen Militär-
politik sein sollte, stieß auf heftige Kritik; sie mußte dann unter diesem Druck praktisch aus dem 
Verkehr gezogen werden. Auf jeden Fall war sie diskreditiert. 
Die Alten lancierten daher ein Nachfolgepapier. Gegen den Wechsel in der Regierung gingen sie in 
die Offensive. Das Ziel war, die Reformen des Ministers Helmut Schmidt zu verhindern. Dessen 
Politik empfanden sie als unvereinbar mit ihrem Profil und nahmen sie wie einen Fehdehandschuh 
auf. Auf der Hardthöhe hatten sich viele prominente Traditionalisten eingenistet; Karst konnte sich 
eloquent als Sprachrohr nach vorne spielen. Gerade hatte er seine Bekenntnisse zum Militär der 
Zukunft publiziert und das bislang umgehängte Mäntelchen des Mitstreiters der „Inneren Führung“ 
leicht abgestreift und bekannt, „Freiheit und Demokratie sind keine letzten Werte“.24 Im Frühjahr 
1969 prahlte er, die „Innere Führung“ sei auf „den Klippen“ zerschellt, „weil sie letztlich ein Wi-
derspruch in sich selbst war, da sie eine unsoldatische Armee konstruieren wollte.“25 In Augustdorf 
und Detmold besprachen die Generale das Vorgehen; Karst, der General für Erziehung und Bil-
dung im Heer, übernahm für das neue Papier die Aufgabe, „die Passagen, die die politischen Äuße-
rungen beinhalten,“ zu formulieren.26 Inhaltlich wurde geklotzt und – taktisch raffiniert – ein grö-
berer Aufguss der „Schnez-Studie“ gefertigt. Ein anderer Beteiligter an der „Schnez-Studie“, der 
Kommandeur der Division in Unna, stand für die praktische Vernunft. Er, General Eike Middel-
dorf, gab dann im Kommandostab in Unna „seinen“ Hauptleuten den Auftrag, als aktive Offiziere 
der Panzertruppe eine Kritik der Unzulänglichkeiten der militärischen Praxis für diese Denkschrift 
aufzuschreiben. Das „Unna-Papier“ fokussierte diese verschiedenen Autoren und Interessen zu 
einem eminent politischen Gegenentwurf, um gegen die „linke“ Politik des zu dem Zeitpunkt gera-
                                                     
19  Vgl. Wido Mosen, Bundeswehr – Elite der Nation? Determinanten und Funktionen elitärer Selbsteinschätzung von 
Bundeswehrsoldaten, Neuwied, Berlin 1970, S. 329; Oskar Negt, In Erwartung der autoritären Leistungsgesell-
schaft, in: Gert Schäfer, Carl Nedelmann, Der CDU-Staat. Studien zur Verfassungswirklichkeit, München 1967, S. 
210. 
20  Bernd C. Hesslein (Hg.), Die unbewältigte Vergangenheit der Bundeswehr. Fünf Offiziere zur Krise der Inneren 
Führung, Reinbek 1977, S. 24. 
21  Armin Halle, Vortrag in Tutzing, 19. April 1970, zitiert in Bald, Bundeswehr, S. 69. 
22  Klaus Reinhardt, Generalstabsausbildung in der Bundeswehr, Bonn, Herford 1977.  
23  Zur Militärreform in der Ära Brandt vgl. Klaus-Jürgen Bremm, Hans-Hubertus Mack, Martin Rink (Hg.), Entschie-
den für Frieden. 50 Jahre Bundeswehr, Freiburg/Br. 2005, S. 341 ff. 
24  Heinz Karst, Das Bild vom Soldaten. Versuch eines Umrisses, Boppard 1967, S. 50. 
25  IfZ (Institut für Zeitgeschichte München) ED 447/4 H. Karst an Prof. Hausmann, 8. Jan. 1969; Hamburger Mor-
genpost, 26. April 1969. 
26  IfZ ED 437,109 Interview K. von Schubert mit Generalmajor R. von Rosen, 9. Dez. 1982. 
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de designierten Ministers Front zu machen.27 Dabei wurde die Legalität der Regierung gegen die 
Legitimität der Praktiker gestellt. „Jedes Vertrauen“ zu dieser Politik sei geschwunden. Die Re-
formpolitik wurde in Seecktscher Manier – ein historisch schwerwiegender Vorgang – als „Politi-
sierung der Armee“ abgelehnt. Heftiger noch wurde die Ost- und Entspannungspolitik attackiert, da 
sie die „Verharmlosung der wahren Zielsetzung“ der sowjetischen Politik betriebe. Entspannung 
gefährde die Existenz der Bundeswehr und bilde „die Gefahr für Geist, Gefüge und Bestand der 
Armee“. Der Primat der Politik wurde abgelehnt, aber auch die sozialliberale Regierung wegen der 
anvisierten Reformen nicht akzeptiert. In kaum kaschierter Form wurden die Vorbehalte des Tradi-
tionalismus gegenüber Parlament und Demokratie herausgestellt. 
Konsequenzen wurden gefordert. Erst einmal sollte die politische Leitung im Ministerium boykot-
tiert werden. Kooperation mit ihr war unzulässig. Das Verbot sollte die Besprechungen und Bezie-
hungen der Generalität auf der Hardthöhe treffen. Das „Unna-Papier“ ging aufs Ganze: „Das Ei-
gengewicht militärischer Entscheidung darf nicht durch opportunistische Haltung und eine zuneh-
mend politische Hörigkeit militärischer Führer gefährdet werden [...]“. Es ist schon wert, diese 
Worte aus der Feder von Generalen ernst zu nehmen und im Licht der Loyalität des Generalinspek-
teurs de Maizière und weiterer Generale zur neuen Regierung zu betrachten: sie seien opportunis-
tisch und hörig. Sie wurden desavouiert, ja wohl auch diffamiert. Soweit die aktuelle Lage. 
Die Formulierungen dieser Passagen des „Unna-Papiers“ enthalten den grundsätzlichen Anspruch 
des Militärs nach mehr Macht im Staate. Die schwersten Geschütze zielten auf den Primat von 
Parlament und Politik. Die „Verantwortung vor Staat und Auftrag“ des Militärs begründe „das 
Eigengewicht militärischer Entscheidung“. Mit der Forderung nach einem höheren Status der mili-
tärischen Repräsentanten in Staat und Gesellschaft griff das „Unna-Papier“ Ansprüche auf, die 
schon vom ehemaligen Generalinspekteur Heinz Trettner und von Inspekteur Schnez erhoben wor-
den waren. Die Balance im Regierungssystem sollte deutlich zugunsten von mehr „Eigengewicht“ 
für das Militär verändert werden. Das „Unna-Papier“ wollte zumindest die politische Parität: einen 
„gleichberechtigten Dialog“ zwischen Militär und Politik. Nach traditionalistischem Politikbegriff 
konnte der Primat der Politik in der Auslegung des Grundgesetzes nicht akzeptiert werden. 
Das mentale und ideologische Muster des Sui-generis-Denkens wurde im „Unna-Papier“ voll ab-
gedeckt: der Soldat sei „in erster Linie Kämpfer“, daher müsse alles der „Schaffung kampfkräftiger 
Verbände“ dienen. Die „Erziehung des Soldaten“ sei auf den „Kampfwert des Soldaten“ auszurich-
ten. Dem habe sich die „Integration in die Gesellschaft“ ebenso wie die „Innere Führung“ unterzu-
ordnen. Daher fanden „die gesamten Reformpläne“ der Bundesregierung nur Ablehnung, vor allem 
die Reform des Bildungssystems. Stattdessen müsse militärische Erziehung Härte und Kampf ver-
mitteln, im Gefechtsdrill sei das wichtigste „Disziplinierungsmittel“ des Soldaten zu sehen. Der 
Vorgesetzte benötige größere dienstliche Macht, er müsse Arreststrafen ohne richterliche Zustim-
mung, einschließlich „verschärften Arrests“ verfügen können. Da dem die rechtsstaatliche Geltung 
des Grundgesetzes entgegenstehe, müsse eine eigenständige „Wehrjustiz“ wieder eingeführt wer-
den, damit schlussendlich „wieder ein frisch-fröhlicher Geist in die Truppe kommt“. Weiter sollten 
die individuellen Grundrechte aufgehoben und die Zuständigkeiten des Wehrbeauftragten beschnit-
ten werden. Im „Unna-Papier“ fehlte keine Forderung nach einem genuinen militärischen Milieu. 
Das traditionalistische Credo aus Weimarer Zeiten tauchte wie selbstverständlich im Fazit des 
„Unna-Papiers“ auf: „In dieser Form ist ›Demokratisierung der Armee‹ nicht nur unangebracht, 
sondern schädlich.“  
Erste Entwürfe und Passagen des „Unna-Papiers“ kursierten schnell auf den Etagen der Hardthöhe. 
Sie boten die Sprachregelung für die sogenannte „sachliche“ Auseinandersetzung mit der neuen 
Reformpolitik. Die Vehemenz des restaurativen Umbruchs und des politischen Anspruchs in Unna, 
der Fantasien an Revolte und Putsch frei setzte, war noch nicht verflogen, als im Dezember 1970 
die letzte Fassung verbreitet wurde. Bundestagsabgeordnete fürchteten, die Bundeswehr werde sich 
mit Gewalt als „Retter des Vaterlandes“ aufspielen.28 Ein wenig später wurde das „Unna-Papier“ 
der Öffentlichkeit zugänglich. Das Ministerium suchte zu beschwichtigen. Minister Schmidt ver-
langte Besprechungen. In einer anderen Runde bemühte sich der Generalinspekteur persönlich um 
                                                     
27  Text bei Klaus Heßler, Militär, Gehorsam, Meinung, Berlin 1971, S. 115 ff.; leichter zugänglich bei Klaus von 
Schubert (Hg.), Sicherheitspolitik der Bundesrepublik Deutschland, Dokumentation 1945-1977, Teil 2, Bonn 1978, 
S. 447 ff. 
28  Vgl. Jakob Moneta u.a., Bundeswehr in der Demokratie. Macht ohne Kontrolle?, Frankfurt/M. 1974, S. XIII (Ima-
nuel Geiss in der Einleitung). 
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die Hauptleute. Sie gewannen den Eindruck, de Maizière fände ihre Aussagen und Thesen „vollin-
haltlich begrüßenswert“. Bemerkenswert ist, dass ein Referent im Führungsstab des Heeres Mut 
bezeugte und eine kritische Stellungnahme der Spitze des Hauses vorlegte. Allerdings kassierte 
Inspekteur Schnez, der das „Unna-Papier“ allerorten „sehr positiv“ bewertete, sogleich diese Äuße-
rung. Er vertrat weiterhin seine traditionalistische Position gegen die Regierungspolitik. 
Die Hardthöhe befand sich in der größten Führungskrise seit ihrer Gründung. Der damalige Gene-
ralinspekteur Ulrich de Maizière meinte im Nachhinein, die Bundeswehr wäre in diesen Monaten 
auf einen „Knickpunkt“ ihrer Geschichte zugesteuert. Mit dem „Unna-Papier“ hatte die alte Garde 
die Initiative ergriffen, die Gleichberechtigung von Minister und Militär zu fordern, ein Gegenhal-
ten gegen die Reformpolitik zu organisieren und Minister Schmidt den Schneid abzukaufen. Mit 
Bedacht urteilte de Maizière, die Traditionalisten hinter dem „Unna-Papier“ hätten „sozusagen eine 
neue Reform präsentieren“ wollen. Es zeugt von Formulierungsgabe, mit dem Begriff „neue Re-
form“ dieses traditionalistische Militärkonzept gegen die Demokratisierung der Bundeswehr zu 
neutralisieren. Es sollte den Skandal verharmlosen. Doch de Maizière sprach die politische Brisanz 
noch an: dies sei „das letzte Mal“ gewesen, dass die Auseinandersetzung in Militär und Politik um 
das Schicksal der „Inneren Führung“ und um die demokratische Gestalt der Bundeswehr zu einer 
„verhältnismäßig starken Konfrontation“ zwischen Reformern und Traditionalisten geführt hätte.29 
Zeigte Minister Schmidt die notwendige Kraft an Courage gegenüber der traditionalistischen 
Gruppe in der etablierten Militärelite? Erfasste er den grundsätzlichen Charakter des Widerstandes 
hinter dem „Unna-Papier“ zutreffend oder missdeutete er ihn als konservative Opposition gegen die 
Sozialdemokratie? Es erscheint verwunderlich, wie er anlässlich einer öffentlichen Erörterung des 
„Unna-Papiers“ ausführen konnte, das „Engagement, was letztlich dahinter steckt, respektieren“ zu 
wollen.30 Eine vorgelegte ideologiekritische Analyse ließ er unbeachtet.31 War dies ein Zugeständ-
nis an die Erfordernisse politischer Stabilität, damit der Druck der Traditionalisten nicht wie ein 
Vulkan ausbrach? Seine Reaktionen geben Rätsel auf. Wollte er den wichtigsten Kontrahenten, 
Inspekteur Schnez, im Amt belassen, um sein Wirken kontrollieren zu können? Aber wenn es, wie 
de Maizière hinter den Kulissen beobachtete, diese letzte harte Konfrontation gab, dann hat die 
Reformpolitik de facto sich am Ende durchgesetzt. Doch die Politik machte den Traditionalisten in 
der Sache zu große Konzessionen. Das Dokument der Panzermänner und der Generale von Unna 
erfüllte den Zweck, dass sich die Gegner der Reform – klamm-heimlich – auf dieser Basis verstän-
digen konnten, von der aus sie im aktuellen Geschäft die Umsetzung der Reform verschleppten und 
die Reichweite der Reformziele begrenzt.32 Mittelfristig motivierte es die Gegenkräfte. Schmidt hat 
diesen Aspekt der Militärpolitik im „Unna-Papier“ nicht hinlänglich beachtet. Denn in der obersten 
Etage der Bundeswehrführung wurde weiterhin gegen den Stachel gelöckt. Schon 1973 konnte 
wieder nach altem Duktus ein Generalmajor in einer Zeitschrift der Bundeswehr schreiben: „Die 
Gesellschaft ist nicht das Maß aller Dinge.“33 Oder 1975, als ein Generalmajor an der Parade des 
Sieges der Faschisten in Madrid teilnahm.34 
 
 
Das Beispiel von 1982: Die Munitionierung der konservativen Wende 
 
Die „geistig-moralische Wende“ der Regierung des Kanzlers Helmut Kohl kam im Herbst 1982. 
Die Verwirklichung dieses Leitbegriffs der Politik ins Militärische übernahm Manfred Wörner. Er 
beriet sich auf der Hardthöhe mit ehemaligen Generalen. Die „Lodenmantelfraktion“ der Alten 
                                                     
29  IfZ ED 437/108 Interview K. von Schubert mit U. de Maizière, 1982. 
30  IfZ ED 437/114, 33 Wortprotokoll von der Tagung des Bundesministers der Verteidigung mit Hauptleuten [...], 10. 
Mai 1971. 
31  Vgl. die Kritik eines Offiziers: IfZ ED 447/47 Leutnant J. B., Stellungnahme zu den Hauptmanns-Thesen, 1. Mai 
1971. Er schreibt: „Schaut man sich die Geschichte der Bundeswehr an, so ist sie die eines verdeckten oder unver-
deckten Grabenkampfes zwischen Reformern und Traditionalisten. [...] Diese zwei Denkschulen, die von Anfang 
an in der Bundeswehr einen kalten Krieg probten, die eine angetreten unter dem Gesichtspunkt militärischer 
Schlagkraft und Unvereinbarkeit von Militär und Gesellschaft, die andere unter dem der Friedenssicherung durch 
Abschreckung und der prinzipiellen Vereinbarkeit von Militär und Gesellschaft, bilden sozusagen systemimmanen-
te Krisenherde, solange sich die Bundeswehr in Absprache mit der Gesellschaft nicht für ein Bild entscheidet.“ 
32  Vgl. Detlef Bald, Bundeswehr und gesellschaftlicher Aufbruch 1968. Die Widerstände des Militärs in Unna gegen 
die Demokratisierung, in: Westfälische Forschungen, 48/1998, S. 297 ff.  
33  Generalmajor von Reichert, in: Wehrkunde, 8/1973, S. 398. 
34  IfZ ED 447/4 Genlt. Horst Hildebrandt in Madrid, 27. Mai 1975.  
 18
hatte als führenden Kopf Heinz Karst. Er hatte die Strippen gezogen. Nun zogen sie nicht nur auf 
die Hardthöhe, sondern auch durch die Säle der Stäbe, der Akademien und Schulen der Bundes-
wehr und predigten das Ethos der Vergangenheit. Fakt war: die ideologischen Ziehväter des Tradi-
tionalismus aus der Gründerzeit der Bundeswehr wurden von der Söhnegeneration reaktiviert. Die 
bekannten „Schnez-Söhne“ hatten bei Wörner das Sagen.35 Ihre Gedanken prägten die „geistige 
Wende“ im Militär. Das ist nicht neu. 
Bislang war unbekannt, dass Karst für die Wendepolitik noch eine ganz besondere Rolle spielte. Er 
hatte die Quintessenz seiner traditionalistischen Position zu Papier gebracht und eine 50seitige 
Studie für den erst designierten Minister Wörner verfasst, in der er den „Zustand“ der Bundeswehr 
darlegte und eine „Therapie“ als Leitidee einer zukünftigen Politik verschrieb. Nach seinen Anga-
ben hatte er diese Studie „im Herbst 1982“ in einer „Zeit des Schwebezustandes zwischen der alten 
und der neuen Regierung“ übergeben.36 Diese „Karst-Studie“ ist das richtungsweisende Dokument 
der Gesinnungswende, das in diesem historischen Knotenpunkt präsentiert und politisch einfluss-
reich wurde. Jahre später wurde sie anonym der Öffentlichkeit zugespielt und wegen der Überein-
stimmung mit der amtlichen Politik als eigenständige Arbeit des Planungsstabs des Ministeriums in 
ihrem parteipolitischen Gehalt präsentiert.37 Die „Karst-Studie“ gründete ausdrücklich auf der 
„Schnez-Studie“. Berater und Planungsstab des Ministers folgten ihren Grundlinien wie selbstver-
ständlich.38 
Auch die Generalstabsoffiziere Dieter Farwick und Dieter Stockfisch beispielsweise, wichtige Ver-
treter aus der „Söhne-Generation“ in Wörners Umfeld, begründeten ihre Kompetenz mit der 
Kenntnis der „Schnez-Studie“. Erwähnenswert ist, dass Baudissin in einem frühen Briefwechsel 
mit Oberst i.G. Gerhard Hubatschek im Verteidigungsministerium auf die Folgen seiner traditiona-
listischen Politik aufmerksam machte. Er warnte davor, die Ziele der „Inneren Führung“ plakativ 
abzulehnen und die „Integration in die pluralistische Gesellschaft“ als ein „verhängnisvolles Kon-
zept“, weil es zur „Desintegration aus der militärischen Gemeinschaft“ führe, zu bekämpfen. Das 
Ziel der Wendepolitik, eine soziale Abschottung sowie ein korporatives Eigen- und Sonderleben im 
Militär zu verfolgen, sei falsch. Baudissin war besorgt, dass Hubatschek wenige Wochen nach dem 
Regierungswechsel erklärt hatte, die „spezifisch soldatischen Normen“ wieder beleben zu wollen.39 
Er unterstrich den Trugschluss einer sozialen Homogenität durch Abschottungstendenzen und An-
tipluralismus. Jede Militärpolitik der Bonner Republik dürfe niemals Abklatsch der Seecktschen 
Ziele der Weimarer Republik sein oder sich über ähnliche Rekultivierungen in den fünfziger Jahren 
legitimieren wollen. Baudissin empörte sich über derartige Tendenzen der Wendepolitik, aber stell-
te betrübt fest, „dass es den Graben zwischen ‚Fortschrittlern’ und ‚Traditionalisten’ bis heute gibt, 
dass er also keine selbst errichtete Kulisse ist.“40 
Die „Karst-Studie“ war eminent politisch formuliert. Ihre Gegnerschaft zu den Werten der sozialli-
beralen Koalition wurde nicht verdeckt sondern unverbrämt bekannt. Dort lagen die Wurzeln allen 
Übels: „Es ist der Geist der Truppe“, der unter den Reformen von Schmidt gelitten habe; die Bun-
deswehr sei zu einer „Friedensarmee“ gemäß dem Wort Heinemanns, der Frieden sei der Ernstfall, 
verkommen. Die Front gegen die Sozialdemokratie durchzog die Seiten: Ursache für die als desolat 
bezeichnete Lage der Bundeswehr sei die sozialdemokratische Ämterpatronage: „Die ‚Baracke’ hat 
die BUNDESWEHR noch in der Hand“41. Da zeigte sich der taktische Schachzug der traditionalis-
tischen Argumentation, Demokratisierung des Militärs mit sozialdemokratischer Politik gleichzu-
setzen. Karst schlug auf die Partei ein, meinte aber nur die Verwirklichung der Grundwerte der 
Verfassung im Militär. Die Zielsetzung dieser Politik, die Integration von Militär und Gesellschaft 
sowie das Konzept der „Inneren Führung“ für die Bundeswehr zu wollen, führe in die Irre und habe 
nur den nivellierenden Pluralismus und damit die „totale Vergesellschaftung“ des Militärs zu ver-
                                                     
35  Kurt Kister, Innere Führung ohne Überzeugung, in: Franz H.U. Borkenhagen (Hg.), Bundeswehr. Demokratie in 
oliv? Streitkräfte im Wandel, Berlin 1986, S. 162 f.  
36  Heinz Karst, Zustand und Therapie in Geist und Haltung der Bundeswehr, 11. Jan. 1983. Die hier zitierte Fassung 
datiert von diesem Datum. Karst teilte am 6. April 1983 dem Ministerium, Fü S I, mit, Manfred Wörner habe sein 
Exemplar früher, im „Herbst 1982“, vor der Ernennung zum Minister erhalten. 
37  Heinz Vielain, „Bundeswehr in der Hand der SPD“, in: Welt am Sonntag, 25. März 1984. 
38  Vgl. Dieter Farwick, Gerhard Hubatschek, Die strategische Erpressung – eine sicherheitspolitische Lösung, Mün-
chen 1981. 
39  Gerhard Hubatschek, Wertewandel in der Bundeswehr, in: Die Welt, 11. Nov. 1982, S. 7. 
40  IfZ ED 437/114-23 W. Graf Baudissin an G. Hubatschek, 21. Febr. 1983. 
41  „Karst-Studie, S. 14 f. 
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antworten. Die Politik der Sozialdemokratie habe in den vergangenen 13 Jahren weitreichende 
fatale Folgen gehabt, da „der antisoldatische Affekt, der ‚Zivilismus’ Pate stand.“42 Dem gegenüber 
betonte die „Karst-Studie“ den höheren Wert des Militärischen über die zivil-militärischen Ver-
hältnisse: „Nur wenn die ‚Gesellschaft’ sich mit dem Verfassungsauftrag der BUNDESWEHR 
identifiziert, sind die Soldaten ‚integriert’.“43 Die Begriffe wurden inhaltlich einfach umgepolt. Das 
Muster des Traditionalismus griff vollständig, jede Demokratisierung des Militärs abzulehnen und 
entsprechend das Übel in der Sozialdemokratie und in der „Inneren Führung“ zu finden. Mit dem 
Ideal, das Militär als „Spiegelbild der Gesellschaft“ zu formen, sei es nun vorbei: „Der Werteplura-
lismus [...] eroberte auch die Bundeswehr und löste eine tragfähige Basis gemeinsamer Wertvor-
stellungen auf.“ Dank der Wendepolitik sei das „Ende der Zivilisierung“ des Militärs in Sicht.44 
Die „Karst-Studie“ machte noch einen Nebenkriegsschauplatz gegen einige wissenschaftliche Ein-
richtungen der Bundeswehr auf. Sie wurden unter Ideologieverdacht gestellt, die Reformen von 
Schmidt unterstützt zu haben. Schon das „Unna-Papier“ hatte gegen einzelne Professoren Stellung 
bezogen. Nun ging es gegen das Militärgeschichtliche Forschungsamt (damals Freiburg) und das 
Sozialwissenschaftliche Institut der Bundeswehr (damals München). Mit dem Thema Tradition der 
Wehrmacht wurde eine Kampagne wegen mangelnder Objektivität in der Forschung in Gang ge-
setzt. Das Amt hätte die Geschichte der Wehrmacht im Nationalsozialismus manipuliert und „das 
deutsche Militär diffamiert“ sowie „das Ansehen des deutschen Soldaten [...] böswillig“ angegrif-
fen.45 Es gab Friktionen zwischen der Hardthöhe und den Forschern, da Bonn die wissenschaftliche 
Freiheit zu begrenzen suchte.46 Am Rande wurde daher gefordert, Manfred Messerschmidt, den 
international renommierten Historiker, als Leitenden Wissenschaftler abzulösen.47 Gegen das SO-
WI, das bekanntlich unter Thomas Ellwein wichtige Grundlagen für die Bildungsreform von 
Minister Schmidt erarbeitet hatte, gab es eine ähnliche Stoßrichtung der Diffamierung. Eine 
Stellungnahme verstieg sich zu der kühnen Behauptung, diese Forschungen „würden die 
Integration von Bundeswehr und Gesellschaft beeinträchtigen und die 
Identifikationsschwierigkeiten der Soldaten mit ihrem Auftrag“ erhöhen.48 Bonner Eingriffe, die 
Freiheit der Wissenschaft einzuhegen, führten zur Ablösung des Institutsleiters, Ralf Zoll, der an 
die Universität Marburg wechselte. Die anvisierte Auflösung des Instituts aber gelang nicht. 
Allem voran in der „Karst-Studie“ stand das Diktum, „soldatische und erzieherische Elementaria“ 
seien vonnöten.49 In traditionalistischer Manier war damit der Ruf nach realistischer bzw. kriegsna-
her Ausbildung verbunden. Richtungsweisend wurde das alte Feindbild des Kalten Krieges mit 
Hinweis auf die „Realität der Bedrohung“ reaktiviert; die „unvermeidliche Orientierung am Geg-
ner“ verstand die „Karst-Studie“ als Voraussetzung, um den Aufbau einer einsatzfähigen „Kriegs-
bundeswehr“ einzuklagen. „Kriegsbundeswehr“ – der Leitbegriff dieser Wende-Studie – war schon 
eine bemerkenswerte Wortschöpfung. Die „Karst-Studie“ ging noch auf Strategie und Rüstung der 
Bundeswehr ein. Gegenüber dem Dilemma der nuklearen Verteidigung, das zu vernichten, was es 
zu verteidigen gelte, fand sie die Lösung, dass vor allem Glaubwürdigkeit die Soldaten erfassen 
müsste. Aus dem Dilemma der nuklearen Kriegführung in Europa führe nur die mentale Stärke der 
Soldaten heraus: „Bei selektivem Einsatz von Atomsprengkörpern wäre Verteidigung noch durch-
zuführen [...]. Die Streitkräfte können im Verteidigungsfall nur mit entschlossenem Willen zum 
Sieg am Ort ihres Gefechts kämpfen. Anders kann überhaupt keine Truppe ihre Waffen gebrau-
chen.“50 Nur „soldatische Erziehung“ könne die Zweifel am nuklearen Einsatz ausräumen. Der 
„Irrweg“ der „einseitigen Ausbildung des Menschen über die Ratio“ sei zu beenden, Härte und 
Drill seien bei einem Atomkrieg unerlässlich, da nur „allein eine so erzogene und zusammenge-
                                                     
42  „Karst-Studie“, S. 49. 
43  „Karst-Studie“, S. 3. 
44  Dieter Stockfisch, Das Ethos des Soldaten heute, in: Truppenpraxis, 5/1983, S. 329; Dieter Farwick, Die Innenan-
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45  Rolf Elble, Einleitung, in: Soldat im Volk, Sept. 1984, S. 4. 
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49  Vorbemerkung, „Karst-Studie“, S. 1. 
50  „Karst-Studie“, S. 4 f. 
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schweißte Kampfgemeinschaft bestehen kann!“51 In Konsequenz dessen müssten sich die Universi-
täten der Bundeswehr in Militärakademien wandeln: „Auch wenn sich linke Medien und Geister 
gegen die Akademielösung wehren und von ‚Kadettenanstalt’ raunen, so wäre sie ideal.“52 
 
 
Kontinuitätslinien des Traditionalismus 
 
Die drei Beispiele des Traditionalismus sind drei Beispiele aus der Geschichte der Bundeswehr. 
Die Jahresdaten der Dokumente scheinen auf den ersten Blick eher zufällig zu sein, aber sie reprä-
sentieren Eckdaten der Geschichte der Bundesrepublik. 1950 ging es in Himmerod um die Ge-
heimplanung des Militärs; 1955 korrespondiert inhaltlich ganz eng damit, da der Aufbau der Bun-
deswehr von Regierung und Parlament konkret begonnen wurde. 1969 markiert mit der ersten sozi-
aldemokratisch geführten Regierung den Beginn der großen inneren, nachholenden Reform des 
Militärs, gegen die in Unna angeschrieben wurde. 1982 stellte sich ein konservativer Kanzler in 
Bonn die Aufgabe, die Auswirkungen dieser Reform zu revidieren. Alle Jahresdaten sind politische 
Schnittstellen, in denen langfristige, strukturrelevante Beschlüsse über die Entwicklung der Bun-
deswehr anstanden. Die Papiere der Traditionalisten wurden zum Zweck der politischen Einfluss-
nahme verfasst. 
In den drei zentralen Dokumenten, die stark programmatischen Charakter haben, lassen sich inhalt-
liche Bereiche einkreisen. Erstens: Das Plädoyer für ein Soldatentum mit eigenen Werten und ewi-
gen Tugenden, gestärkt und gewissermaßen gestählt durch eine lange historische Tradition „saube-
rer“ Werte, zuletzt in den Kämpfen der Wehrmacht, zu würdigen. Sie fordern daher ein genuines 
militärisches Milieu, in Haltung und Geist von der zivilen Gesellschaft geschieden, eine Zurück-
weisung der Geltung wesentlicher Werte der Verfassung. Infolgedessen markiert die Militärreform 
der „Inneren Führung“ und des „Staatsbürgers in Uniform“ das Gegenkonzept zu dieser Militärpo-
litik. Aus der Position dieser Traditionalisten sind der Primat parlamentarischer Regierungen, das 
Prinzip der Kongruenz (Baudissin) und der Integration von Militär und Gesellschaft in vieler Hin-
sicht falsch und gefährlich, abzulehnen und zu bekämpfen. Andernfalls würde das Selbstbild des 
gesellschaftlichen Sonderstatus und der korporativen Kampfgemeinschaft aufgeweicht werden. 
Rekrutierung und Ausbildung, Meinungsbildung und politische Toleranz in den Streitkräften unter-
liegen dieser Militärpolitik. Diese Dokumente haben viele Phasen der Bundeswehr mitbestimmt, je 
nach dem, ob ihr Einfluss direkt Erfolge verzeichnen konnte wie 1950/55 und 1982 oder dann 1969 
dazu diente, das Konzept der „Inneren Führung“ in seiner Reichweite zu begrenzen. Die so betrie-
bene Militärpolitik hat Relevanz für die Geschichte der Bundesrepublik, da sie nicht nur das Phä-
nomen einer Übergangsphase direkt nach dem Krieg war, sondern in der langen Nachkriegszeit als 
„Belastung des sozialen Lebens“ auffällt. 
Ein zweiter Bereich betrifft die operative Kriegführung, auch die Strategie. Da erstaunt, wie sehr 
Maximen des Kontinent weit geführten „Ostfeldzuges“ der Wehrmacht über die Assimilation via 
US-Armee in der NATO weiter existierten. Im Umkehrschluss brauchte es entsprechende umfang-
reiche Rüstungen; die Standards der Hochrüstung des Kalten Krieges verstanden sich zugleich als 
notwendiges Minimum jeglicher Abschreckung. Nicht allein in Himmerod (1950) stand für die 
„neue Wehrmacht“ der Gedanke der Raum greifenden Vernichtung im Vordergrund; auch noch in 
den Dokumenten von Unna (1969) und Bonn (1982) faszinierten die Schrecken der vernichtenden 
Atomkriegführung. Die Auswirkungen der nuklearen Verteidigung führten sogar bei dem Traditio-
nalisten des letzten Dokuments von 1982 – der Zeit der Friedensbewegung gegen den NATO-
Doppelbeschluss – nicht zur Besinnung. Die Dogmen der Kriegführung der seit Ludendorff propa-
gierten Formel vom „totalen Krieg“ wirkten bis in die achtziger Jahre nach. 
Der dritte Bereich, der dem Primat der Politik gilt, verblüfft. Es ist ja da die Auffassung verbreitet, 
in diesem Zusammenhang gäbe es bei der Bundeswehr keine Probleme: Bonn sei insofern nicht 
Weimar, als die Bonner Republik sich ihr Militär selbst geschaffen habe und nicht wie in Weimar, 
ein kaiserlich konstituiertes Militär hätte übernehmen müssen. Tatsache ist jedoch, dass die institu-
tionelle Eingliederung des Militärs in das demokratisch bestimmte Regierungssystem offensichtlich 
manchen Traditionalisten ein Dorn im Auge war. Bereits 1950/55 wurde der vom Grundgesetz her 
                                                     
51  „Karst-Studie“, S. 8. 
52  „Karst-Studie“, S. 33. 
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gegebene Primat der Politik nur bedingt hingenommen. Ein ausgeprägter Anspruch auf höhere 
Repräsentanz des Militärs in der Politik ist unverkennbar. Die Forderung, den Primat der Politik 
aufzuheben und ein System der Parität im Verhältnis zu den vom Parlament gewählten und legiti-
mierten Politikern einzuführen, wurde aufgestellt. Zivile Leitung im Ministerium wie in der Bun-
deswehrverwaltung war verdächtig. Noch in Unna zeigte sich, dass es weniger um Image oder 
Prestige ging als um den Status erhöhter Machtteilhabe des Militärs. In das demokratische Regie-
rungssystem sollten auch 1969 Einschnitte in das Grundgesetz mit weit reichenden Konsequenzen 
erfolgen. Die Weimarer Verhältnisse waren überhaupt kein Tabu. Im dritten, dem Bonner Papier, 
stand dies nur latent zur Debatte, es wurde mehr Respekt im Staat und mehr Akzeptanz in der Ge-
sellschaft eingefordert. 
Bei der Analyse dieser drei Dokumente aus traditionalistischer Feder ergab sich die spannende 
Erkenntnis, dass diese auch über die Biographie eines Soldaten mit einander in Verbindung stehen. 
Heinz Karst vereinigte starke intellektuelle mit rhetorischen Fähigkeiten, seine persönliche 
Ausstrahlung im kleinen Kreis und die straffe Haltung vor jedem Plenum zeichneten ihn als 
aufrechten Soldaten. Damit machte er Eindruck. Karst hatte sich als junger Offizier und Mitarbeiter 
von Baudissin noch als Vertreter der Militärreform gerieren können, aber in der entscheidenden 
Situation 1955 wechselte er doch demonstrativ die Front hin zur etablierten Militärelite der 
Traditionalisten. Als General gehörte er leitend zu jener Gruppe, die den Vorspann der „Schnez-
Studie“ und im „Unna-Papier“ das politische Konzept gegen die drohende Umsetzung weiterer 
Reformen im Innern zimmerte. Sein Einsatz für die traditionalistische Ausrichtung der Bundeswehr 
geriet bis zur bissigen Schärfe seinen Kontrahenten gegenüber, als er den Erfolg der Reformen von 
Schmidt ahnte. Im Hintergrund des rechtskonservativen Parteien-Spektrums knüpfte er ein 
militärisch-politisches Expertennetzwerk, das ihn 1982 als General außer Diensten befugte, mit 
Hilfe solcher Seilschaften und mit seiner programmatisch formulierten Studie „endlich“ die Wende 
in der Militärpolitik richtungsweisend zu begleiten und daneben die Traditionsdebatte anzuheizen. 
Der militärpolitische Traditionalismus hatte in der Bundesrepublik großen Einfluss, da er am An-
fang gewissermaßen in die Bundeswehr inkorporiert wurde. Er war sanktioniert und konnte doch 
nicht verhindern, dass die Militärreform legalisiert wurde. Er suchte sich mit Verbindungslinien in 
den Wertehorizont der Vergangenheit zu legitimieren, obwohl diese Militärgeschichte weitgehend 
eine Geschichte des Militarismus war. In der Übergangsepoche vom Kriegsende zur Republik 
bleibt es nachvollziehbar, dass Vergangenes noch einmal komprimiert in Erscheinung trat. Noch 
nach Jahrzehnten wirkte der Traditionalismus fort und wurde immer wieder generiert. Dies ist ein 
Problem der Bundeswehr, aber allerdings auch ein Ereignis der Geschichte der Bundesrepublik. Sie 
ist damit konfrontiert, dass es nicht nur in den Anfängen der Bundeswehr, sondern während langer 
Jahrzehnte eine „so bereitwillige wie schmerzhafte Rückkehr zu diesem Traditionsfundus [...] in 
der Tat“ gab.53 Manche dieser Elemente konnten den Alltag der Bundeswehr gestalten. Doch so 
sehr diese Politik mit den Wurzeln aus militaristischen Zeiten beschworen wurde, gelang es nicht, 
die Gestalt der Bundeswehr so weit nach „sauberen“ Vorbildern der Vergangenheit zu bestimmen, 
dass der Militarismus als solcher wieder Früchte tragen konnte.  
Wesentliche Prinzipien der Demokratisierung des Militärs wurden vom Traditionalismus – in all 
den Parolen und Programmen – geleugnet. Als politischer und historischer Revisionismus hatte er 
folglich Schwierigkeiten, sich ganz auf den Boden der freiheitlichen Grundordnung zu stellen. Er 
bot nie und bietet daher kein alternatives Militärkonzept für die Bundesrepublik Deutschland. Seine 
Einflüsse hatten politisch und soziokulturell negative, manchmal fatale Auswirkungen gehabt. Er 
nutzte Schnittmengen mit dem rechtskonservativen Parteienspektrum, fand immer wieder Anhän-
ger und hinterlässt bis in die Gegenwart seine Spuren. Dies erklärt den spannungsreichen Spagat 
zwischen Norm und Wirklichkeit, an dem die Bundeswehr im Innern leidet.54 Gerade deshalb be-
gründen allein die Werte der Verfassung auch in Zukunft die notwendige neue Kultur des Friedens 
und der Sicherheit im Militär. 
 
                                                     
53  Hans-Ulrich Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte. Bd. 4: Vom Beginn des Ersten Weltkriegs bis zur Grün-
dung der beiden deutschen Staaten 1914-1949, München 2003, S. 982. 
54  Vgl. Detlef Bald, Andreas Prüfert (Hg.), Innere Führung. Ein Plädoyer für eine zweite Militärreform, Baden-Baden 
2002. 
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Hans-Günter Fröhling 
 
Innere Führung wirkt!1 
 
 
Die Diskussion über die Führungskonzeption und Unternehmenskultur der Bundeswehr – die Inne-
re Führung – erlebt derzeit wieder einmal eine Hochkonjunktur. Neueste Veröffentlichungen zur 
Inneren Führung stellen „Herausforderungen an das Konzept der Inneren Führung“ fest oder glau-
ben, „Defizite der Inneren Führung“ zu erkennen. Viele halten die Innere Führung für dringend 
reformbedürftig. 
Das Zentrum Innere Führung begrüßt konstruktive Kritik, da eine zeitgemäße und gesellschaftlich 
gebotene Weiterentwicklung der Inneren Führung gerade auch auf Impulse von außen angewiesen 
ist. Erfahrungen des Zentrums, wie z.B. im „Kursbuch Innere Führung 2000“ bereits im Jahre 1991 
niedergelegt, werden heute durch einige Autoren – oft zu recht –wieder aufgegriffen. 
 
Im Folgenden soll im Sinne einer Bestandsaufnahme zunächst aufgezeigt werden, was Innere Füh-
rung ist, was sie seit der „Wende“ leisten konnte und wo noch Defizite bestehen. 
 
Wenn Autoren, wie Rudolf Hamann 2000, feststellen, dass das Verständnis von Innerer Führung 
beliebig ist und Unverständnis ihr gegenüber folgenlos bleibt2, kann ihm in Einzelaspekten zuge-
stimmt werden. Auch wenn häufig das Gegenteil behauptet wird: Innere Führung ist kein schwer 
zu verstehendes und umzusetzendes Konzept. Nur wer es nicht verstehen will, wird dies behaup-
ten! Worum es im Kern geht, sei hier noch einmal kurz dargelegt. 
 
Streitkräfte in einem demokratischen Verfassungsstaat haben sich – wie alle anderen Staatsorgane 
auch – bei Ausgestaltung und Handeln an den Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit zu orientieren. Das 
bedeutet u.a., dass Streitkräfte die Zweckrationalität militärischen Handelns nicht über rechtliche 
und moralische Forderungen stellen dürfen. Für alle Bereiche militärischen Handelns besteht somit 
in beide Richtungen Legitimationsbedarf. Das Legalitätsprinzip verpflichtet militärisches Handeln 
auf Recht und Gesetz und die Gewährleistung der Grundrechte auch innerhalb der Streitkräfte. 
Nach dem Prinzip der Gewaltenteilung sind Streitkräfte Organ der staatlichen Exekutive und damit 
in ein System der Gewaltenkontrolle (Primat der demokratisch legitimierten und parlamentarisch 
kontrollierten Politik, ziviler Oberbefehl, Unabhängigkeit der Militärjustiz usw.) integriert. Es ist 
Ausdruck des Rechtsstaatsprinzips, Soldaten in Staat und Gesellschaft zu integrieren und ihre 
Rechtsstellung gesetzlich zu garantieren. Dem entspricht es, dass der Soldat Grundrechtsträger ist 
wie alle anderen Bürger auch. Auf der Grundlage des Demokratieprinzips ist sicherzustellen, dass 
der Soldat als Staatsbürger an der öffentlichen Willensbildung, auch hinsichtlich des Zwecks und 
des Auftrags der Streitkräfte teilnehmen kann.  
In einem demokratischen Rechtsstaat sind Streitkräfte verfassungsmäßig zu verankern und in das 
politische System zu integrieren. Dazu sind Normen zu fixieren, die in erster Linie der Sicherstel-
lung des Primats des Politischen und der demokratischen Kontrolle der Streitkräfte dienen. Ausge-
hend von diesen Normen sind Führungskonzeptionen (institutionelle Normen) zu entwickeln, die 
auftragsgemäßes und effizientes militärisches Handeln in Bindung an die Verfassung und die nati-
onale und internationale Rechtsordnung sicherstellen sollen. Diese wiederum bedürfen der ständi-
gen Bewertung im Hinblick auf gesellschaftliche Entwicklungen und dem damit gegebenen Nor-
merweiterungs- und -anpassungsbedarf. 
Eine so entwickelte und abgeleitete Führungskonzeption stellt die Berufsethik für Soldaten eines 
demokratischen Rechtsstaates dar. Für die Bundesrepublik Deutschland ist dies mit der Konzeption 
der Inneren Führung und dem Leitbild vom Staatsbürger in Uniform erfolgt. 
 
Auch wenn immer wieder behauptet wird, Innere Führung lasse sich nicht in einer Definition ab-
bilden, wird hiermit der Versuch unternommen, eine solche aus dem bisher Dargestellten abzulei-
                                                     
1  Erstveröffentlichung in: IFDT, Information für die Truppe. Zeitschrift für Innere Führung II/2003, S. 4-9; überar-
beitete Fassung. 
2  Vgl. Hamann, Rudolf: Abschied vom Staatsbürger in Uniform, Führungsakademie der Bundeswehr, Beiträge zur 
Weiterentwicklung der Lehre 3/2000, S. 6 
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ten: Innere Führung in der Bundeswehr ist die Umsetzung des politischen Auftrages, Normen und 
Werte des Grundgesetzes für einsatzbereite Streitkräfte in der Demokratie zur Anwendung zu brin-
gen und die Idee des Staatsbürgers in Uniform zu verwirklichen.  
 
Somit dient Innere Führung einem doppelten Zweck. Sie ist Integrationskonzept, d.h. Gestaltungs-
prinzip für die Innere Ordnung der Streitkräfte und die Beziehungen zwischen Bundeswehr, Staat 
und Gesellschaft, und zugleich auch Führungskonzeption, d.h. Normenlehre für den Umgang der 
Soldaten untereinander und für das Führungsverhalten militärischer Vorgesetzter. 
Daraus ergeben sich vier Ziele der Inneren Führung:  
 
1. Legitimation, d.h. Vermittlung ethischer Normen und politischer und rechtlicher Begründun-
gen für den militärischen Auftrag sowie den soldatischen Dienst, so dass dessen Sinn einsich-
tig und verständlich wird. 
2. Integration, d.h. Einbindung der Bundeswehr und des Soldaten in Staat und Gesellschaft, Ver-
ständnis zu erzielen für die Aufgaben der Bundeswehr im Bündnis und in Systemen kollekti-
ver Sicherheit sowie Beschränken der Unterschiede zwischen Streitkräften und dem zivilen 
Umfeld auf das für die militärische Auftragserfüllung notwendige Maß. 
3. Motivation, d.h. Stärken der Bereitschaft des Soldaten zur gewissenhaften Erfüllung seiner 
militärischen Pflichten. 
4. Gestaltung der Inneren Ordnung, d.h. ihre Ausrichtung sowohl an den militärischen Aufgaben 
als auch deren menschenwürdige und rechtsstaatliche Gestaltung.3 
 
Diese Ziele sind in dem Leitbild vom Staatsbürger in Uniform umzusetzen. Es ist gleichzeitig Auf-
gabe der politisch Verantwortlichen und der militärischen Führer, dieses Leitbild auf der Grundlage 
der Vorgaben des Grundgesetzes zu realisieren. 
 
Dem Vorwurf, dies alles wäre schwer zu verstehen und auch nicht zu vermitteln, kann wie folgt 
begegnet werden: Es ist lediglich etwas unbequem, sich mit dieser Führungskonzeption auseinan-
der zu setzen. Demokratie bedeutet, dass sie nicht immer der einfachste Weg ist. Daher gibt der 
Gesetzgeber mit dem § 33 Soldatengesetz (SG) u.a. Staatsbürgerliche Unterrichtung als Rahmen 
für die Vermittlung der Führungskonzeption vor. Wer als Soldat eigeninitiativ die gesetzlichen 
Vorgaben aufgreift, als Staatsbürger in Uniform mitgestalten und im Sinne der Inneren Führung 
verändern will, kann in der Hierarchie auch als unbequeme Störgröße wahrgenommen werden. 
Sozialwissenschaftlich gesehen, ist die Feststellung, dass Streitkräfte in Friedenszeiten wie auch 
andere Großorganisationen eher den bewahrenden Kontinuitätsträger fördern, als den kreativ kriti-
schen und innovativen „Querdenker“, offenkundig. 
 
Da im Verlauf der letzten Jahre kein Text, der vorgab, sich mit der Weiterentwicklung der Inneren 
Führung zu befassen, auf den Hinweis verzichten konnte, dass sich der sicherheits- und verteidi-
gungspolitische Rahmen für Deutschland und damit der Auftrag der Bundeswehr fundamental ver-
ändert haben, sei dies auch hier noch einmal ausdrücklich bestätigt. Doch an dieser Stelle erscheint 
der Hinweis geboten, dass sich im Gegensatz dazu die oben aufgezeigten konstanten Rahmenbe-
dingungen im demokratischen Rechtsstaat für Streitkräfte nicht verändert haben. 
 
Wenn also gefordert wird, die Führungskonzeption der deutschen Streitkräfte sei weiterzuentwi-
ckeln oder an neue Gegebenheiten anzupassen, hat zunächst die Politik (Primat) und in der Folge 
die militärische Führung dafür den Auftrag zu erteilen. Ergebnisse der verschiedensten Messin-
strumente, wie z.B. Studien des Sozialwissenschaftlichen Instituts der Bundeswehr, die bei der 
politischen Leitung zusammenlaufen, schaffen dafür die notwendigen Voraussetzungen. Darüber 
hinaus ist der nachgeordnete Bereich gefordert, aus eigenen Erkenntnissen heraus Vorschläge und 
Anregungen zu geben und damit initiativ zu gestalten. 
 
                                                     
3  Vgl. Hoffmann, Oskar: Innere Führung ’97 – eine Konzeption zwischen Bewährung und Herausforderung, in: S+F, 
Vierteljahresschrift für Sicherheit und Frieden, 4/97, Baden- Baden 1997, S.136. 
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Derartige Vorschläge und Anpassungen sind im Verlauf des letzten Jahrzehnts in vielfältiger Weise 
erfolgt. Nur drei wesentliche, deren Wirkungen in der Praxis feststellbar sind, sollen hier beispiel-
haft skizziert werden. 
 
Eine ganz bedeutsame Herausforderung an die Innere Führung stellte unmittelbar nach der Verei-
nigung Deutschlands die Integration von Soldaten der ehemaligen NVA in die Bundeswehr dar. 
Hier hat die Führungskonzeption unter Beweis gestellt, dass sie in der Lage ist, einen solchen bei-
spiellosen Prozess reibungsloser sicherzustellen, als dies in vielen anderen politischen und gesell-
schaftlichen Bereichen der Fall war. 
 
Eine weitere, ganz erhebliche Herausforderung war und ist noch immer die mentale Vorbereitung 
der Angehörigen unserer Streitkräfte auf die Wahrnehmung von Aufgaben im Rahmen eines deut-
lich erweiterten Aufgabenspektrums und in Systemen kollektiver Sicherheit. Eine Vielzahl (über 
200.000) von Soldaten hat sich in den letzten Jahren, zum Teil auch bereits mehrfach, in Aus-
landseinsätzen bewährt. Besonders in den Anwendungsbereichen der Inneren Führung – Men-
schenführung, Politische Bildung und Betreuung und Fürsorge – wurden erhebliche Anstrengungen 
auch und gerade am Zentrum Innere Führung unternommen. Dabei wurden den Soldaten Orientie-
rungshilfen und Ausbildung vermittelt, die den speziellen Belastungen dieser Einsätze Rechnung 
trugen. Nicht zuletzt durch die am Zentrum Innere Führung durchgeführte „Zentrale Führerausbil-
dung Auslandseinsatz“ wurde bisher erfolgreich sichergestellt, dass sich die Soldaten in ihrem 
Denken, ihrem moralischen Bewusstsein und mit ihrer Handlungs- und Urteilskompetenz ange-
messen auf Auslandseinsätze einstellen konnten. 
 
Als letztes Beispiel sei die Reaktion auf die durch den Europäischen Gerichtshof (EuGH) vorgege-
bene Öffnung der Streitkräfte für Frauen hingewiesen. Mit sehr kurzem zeitlichen Vorlauf wurde 
zunächst die formale Integration von Frauen durch ein entsprechendes Lehrgangsprogramm (Mul-
tiplikatorenausbildung) für Vorgesetzte am Zentrum Innere Führung sichergestellt. Auf der Grund-
lage des Gender Mainstreaming Konzepts wird derzeit mit Hochdruck an der sozialen Integration 
von Frauen weitergearbeitet. Beginnend im März 2003 wurden an allen Schulen der Streitkräfte 
Vier-Tages-Seminare zum dem Thema „Partnerschaftlich handeln“ für die in der Ausbildung täti-
gen Vorgesetzte durchgeführt. Diese Ausbildung wird auf der Grundlage einer Ausbildungshilfe 
mit dem gleichen Titel erfolgen, die bis auf Verbandsebene verteilt werden wird. 
In der Verfolgung des Ziels, Synergieeffekte im gemeinsamen Handeln beider Geschlechter in den 
Streitkräften zu erzielen, ist Gender Mainstreaming quasi zum neuen Anwendungsbereich der Inne-
ren Führung avanciert. 
 
Auch wenn mit den aufgezeigten Beispielen belegt wird, dass bedeutsame Weiterentwicklungen im 
Bereich der Inneren Führung stattgefunden haben, muss klar sein, dass Stillstand in diesem Prozess 
stets Rückschritt bedeutet. Innere Führung ist als dynamischer Prozess zu verstehen, der kontinuier-
lich an sich weiter entwickelnde gesellschaftliche, politische, wirtschaftliche und technische Rah-
menbedingungen anzupassen ist. Daher gilt es, einen ständigen Soll-Ist-Vergleich durchzuführen, 
Änderungsbedarf vorauszusehen, konkrete Änderungsvorschläge zu erfassen, hinsichtlich ihrer 
Auswirkungen auf das militärische Leben in den Streitkräften auszuwerten und an zentraler Stelle 
entsprechend in Lehre und Ausbildung umzusetzen. Es gilt, in einem pädagogischen Prozess, Lern-
ziele festzulegen, diese zu operationalisieren und geeignete Messinstrumente zur Feststellung des 
Zielerreichungsgrades zu entwickeln. Dies kann mit den gegebenen Strukturen geleistet werden. 
 
Viele in 50 Jahren gewachsene Festlegungen im militärischen Bereich werden als „Gott gegeben“ 
hingenommen und nicht im Rahmen einer systematischen Betrachtung ständig auf ihren Gehalt und 
ihre Notwendigkeit hin überprüft. So stellt sich zum Beispiel die Frage, mit welcher Berechtigung 
jungen Bürgern – ob als Wehrpflichtigen oder auch jungen Zeitsoldaten – bis zum fünfundzwan-
zigsten Lebensjahr noch die Pflicht zum Wohnen in der Kaserne abverlangt wird? Eine Einschrän-
kung, die nicht nur erhebliche Nachteile (z.B. steuerliche) für den Einzelnen verursacht, sondern 
heute unter geänderten Rahmenbedingungen auch von der Notwendigkeit nur schwer begründbar 
erscheint.  
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Es wird zukünftig darauf ankommen, dass Innere Führung den gegebenen Anpassungsbedarf – im 
Sinne des aufgeführten Beispiels – als Herausforderung annimmt. Dies wird nicht leicht sein, da 
viele Entscheidungsträger in Politik und Streitkräften aufgrund ihrer Sozialisationskultur aufge-
zeigte, zu überprüfende Fakten als nicht hinterfragbare Normalität empfinden bzw. nicht mehr von 
diesen betroffen sind. 
 
Die offenstehende Frage, wer eine solche Zentralstelle der Inneren Führung sein soll, wird hier 
ganz bewusst offen gelassen. Hingewiesen sei allerdings auf Institutionen, die diese Funktion in 
Teilbereichen bereits heute wahrnehmen. 
Das Amt des Wehrbeauftragten mit dem parlamentarischen Auftrag, klare Verstöße gegen die In-
nere Führung als Mängelbericht dem Parlament vorzulegen, ist an erster Stelle zu nennen. Ein wei-
teres Element ist der Beirat für Fragen der Inneren Führung, zusammengesetzt aus Mitgliedern des 
gesellschaftlichen Lebens, die durch den Verteidigungsminister berufen werden und ihn in Fragen 
der Inneren Führung beraten sollen. Ein Gremium, das zwar beratende Funktion hat, das aber in 
den zurückliegenden Jahren immer wieder ganz entscheidende Impulse zur Weiterentwicklung der 
Inneren Führung gegeben hat.  
 
Zusammenfassend sei festgehalten, dass die Konzeption Innere Führung auch nach der „Wende“ 
den Prinzipien eines demokratischen Rechtsstaats entspricht und diese im Verlauf des letzten Jahr-
zehnts auf zahlreiche bedeutsame Herausforderungen vorbildlich reagiert hat. In Bezug auf die 
Durchsetzung der Inneren Führung auf allen Ebenen bedarf es der Festlegung einer zentralen Stelle 
mit Überprüfungskompetenz, wie sie aus dem Bereich der Curriculum-Entwicklung wissenschaft-
lich anerkannt sind. 
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Kommission „Europäische Sicherheit und Zukunft der Bundeswehr“ am IFSH 
 
50 Jahre Bundeswehr, 50 Jahre „Innere Führung“: Anlass zu Reflexion und 
Reform1 
 
 
1. Die Bundeswehr feiert ihr 50-jähriges Bestehen. 50 Jahre Bundeswehr bedeuten auch 50 Jahre 
„Innere Führung“. Mit diesem Konzept sollte, die Ergebnisse der deutschen Geschichte vor 
Augen, der traditionelle Gegensatz zwischen dem Militär und einer demokratisch-
pluralistischen Gesellschaft aufgehoben und die Geltung staatlicher und gesellschaftlicher 
Werte und Normen auch in den Streitkräften sichergestellt werden. Das visionäre Leitbild die-
ser Militärreform - von Wolf Graf Baudissin seit dem Jahr 1950 konzipiert - war der „Staats-
bürger in Uniform“. 
 
2. Von Anfang an jedoch erfuhr diese Reform grundsätzliche Ablehnung durch traditionalis-
tische Gegenpositionen in der Bundeswehr. Der so genannte Gründungskompromiss von 
Himmerod im Oktober 1950 sah daher auch schon massive substanzielle Abstriche an der ur-
sprünglichen Intention vor; der Reform kam eigentlich nur noch eine Randbedeutung zu. Ent-
sprechend ambivalent verlief die weitere Geschichte der Bundeswehr. Heute - ein halbes Jahr-
hundert später - muss man alles in allem erkennen, dass der ursprüngliche Anspruch nur un-
vollständig eingelöst werden konnte und in ganz wesentlichen Punkten sogar gescheitert ist. 
Das Verständnis von Innerer Führung ist in der Bundeswehr häufig beliebig - auf allen Ebe-
nen. Zumeist wird sie auf eine rein formale, zwischenmenschliche Führungs- und 
Motivationstechnik reduziert. Indes, für eine entwickelte Demokratie ist das zu wenig. 
 
3. Die deutschen Streitkräfte haben gerade in den letzten Jahren viele Veränderungen erfahren. 
Die Innere Führung jedoch kam dabei zu kurz, obwohl sie für die demokratische Integration 
der Bundeswehr von zentraler Bedeutung ist. Sie besitzt noch immer nicht den Stellenwert, 
den sie ursprünglich haben sollte. Daher ist heute wieder eine grundlegende und umfas-
sende Militärreform notwendig, um Norm und Realität in eine neue Balance zu bringen. 
 
4. Der „Staatsbürger in Uniform“ ist auch heute kaum mehr als eine Fiktion, denn Selbstbestim-
mung und Eigenverantwortung, die dieses Leitbild impliziert, sind im militärischen Alltag 
nach wie vor eher unterbewertete und im Grunde ungeliebte, wenn nicht unerwünschte Eigen-
schaften. Stattdessen setzt man weiterhin auf zwangsrekrutiertes, zwangskaserniertes, mit 
zahlreichen antiquierten Normen traktiertes und bevormundetes Personal, das man „diszipli-
nieren“ und „erziehen“ zu müssen glaubt. Die Kommission empfiehlt daher eine Umkehr 
auf allen Feldern der Personalpolitik und die Abschaffung der Wehrpflicht als ersten 
wichtigen Schritt zur Überwindung dieses antiquierten Soldatenbildes.  
 
5. Politische Bildung in den Streitkräften stellt ein zentrales Element der Inneren Führung dar. 
Sie zielt darauf ab, das demokratische Selbstverständnis der Frauen und Männer in Uniform zu 
entwickeln und zu fördern, die unbedingte Beachtung der Menschenrechte sowie des Völker- 
und Kriegsvölkerrechts zu unterstützen, Respekt vor anderen Kulturen zu vermitteln, das Ver-
ständnis von Konfliktlagen zu erweitern und vieles mehr. Insofern begründet sie ganz wesent-
lich das soldatische Selbstverständnis mit. Indes wird seit Jahren, wenn nicht Jahrzehnten der 
desolate Zustand der Politischen Bildung in der Bundeswehr beklagt. Die Folgen zeigen sich 
unter anderem darin, dass insgesamt sowohl im Offiziers- als auch im Unteroffizierskorps der 
Bundeswehr ein bemerkenswerter Mangel an staatsbürgerlicher Allgemeinbildung und politi-
scher Urteilskraft anzutreffen ist. Dies manifestiert sich in der weiten Verbreitung nationalisti-
schen, konservativ-reaktionären Gedankengutes, der unreflektierten Huldigung des Kämpfer-
kults bis hin zu rechtsradikalen Vorfällen. Daher ist die Politische Bildung in der Bundeswehr 
dringend zu verbessern. Da sie speziell im Hinblick auf die neue Rolle und Funktion der Bun-
deswehr für die Auftragserfüllung entscheidend ist, muss ihr der gleiche Stellenwert beige-
                                                     
1  Erstveröffentlichung in: Sicherheit und Frieden (S+F) 4/2005, S. 230-231. 
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messen werden wie der übrigen Einsatzausbildung. Die Kommission empfiehlt daher, den 
für die Politische Bildung vorgesehenen Zeit- und Ressourcenansatz erheblich zu er-
höhen. 
 
6. Unter allen militärischen Normen ist das Prinzip von Befehl und Gehorsam wohl die schwer-
wiegendste Beeinträchtigung individueller Freiheitsrechte und demokratischer Werte. Zwar 
leuchtet es unmittelbar ein, dass militärische Effektivität nicht auf Befehl und Gehorsam ver-
zichten kann; gleichwohl muss die Frage gestellt werden dürfen, ob seine heutige Ausgestal-
tung auch wirklich immer notwendig und gerechtfertigt ist. Wer dieses Prinzip als Tabu be-
trachtet, nimmt von vornherein in Kauf, dass Innere Führung Makulatur bleibt. Der Einwand, 
das geltende Befehlsrecht müsse schon deshalb unantastbar bleiben, weil es im militärischen 
Einsatz schließlich um Leben und Tod gehe, ist zu undifferenziert und kann nicht überzeugen. 
Auch Gehorsam war schon oft tödlich, und es ist eine keineswegs leicht zu beantwortende 
Frage, wann in der Geschichte des Militärs Gehorsam oder Ungehorsam das größere Unglück 
war. Es muss sich auch innerhalb von Streitkräften die Einsicht durchsetzen, dass die Beru-
fung auf einen Befehl allein als Rechtfertigung für das eigene Handeln niemals ausreichend 
ist. Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom Juli dieses Jahres, das die Gewissensfrei-
heit des Soldaten über seine Gehorsamspflicht stellt, bestärkt uns in dieser Auffassung. Die 
Kommission empfiehlt daher, das anachronistische Befehlsrecht für die Bundeswehr zu 
modernisieren, Vorgesetztenbefugnisse sachgemäß zu beschneiden und dabei auch de-
mokratiekonformere Einzelregelungen europäischer Partner zu übernehmen: Zum Bei-
spiel sollten - wie etwa in den britischen, französischen und niederländischen Streitkräf-
ten - sämtliche unrechtmäßigen Befehle für die Soldatinnen und Soldaten stets auch un-
verbindlich sein.  
 
7. Auch das Personalauswahlsystem der Bundeswehr legte in den vergangenen Jahrzehnten aus 
demokratischer Perspektive manche gravierenden Defizite offen. Abwertende Äußerungen 
von hohen und höchsten Militärs über das Konzept der Inneren Führung ziehen sich wie ein 
roter Faden durch die 50-jährige Geschichte der Bundeswehr - eine Provokation für jeden 
Demokraten. In den 1960er Jahren verkündete der damalige „Beauftragte des Generalinspek-
teurs für Erziehung und Ausbildung“, Freiheit und Demokratie seien „keine letzten Werte“. 
Und erst kürzlich bewertete der Kommandeur des „Kommandos Spezialkräfte“ die Innere 
Führung als „unglückliche Konstruktion“. Selbst wenn man unterstellt, dass diese Generale 
nicht gerade wegen, sondern trotz derartiger Einstellungen in ihre Ämter gelangt sind, so blei-
ben solche Positionen inakzeptabel. Die Kommission empfiehlt daher, der Inneren Füh-
rung einen signifikant höheren Stellenwert im Ausbildungs- und vor allem im Aus-
wahlsystem der deutschen Streitkräfte einzuräumen.  
 
8. Meinungsfreiheit ist nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts „als unmittelbarster 
Ausdruck der menschlichen Persönlichkeit in der Gesellschaft eines der vornehmsten Men-
schenrechte überhaupt“. Das gilt auch für die militärische Binnenkultur. Der Grad der Integra-
tion der Bundeswehr in die demokratische Staats- und Gesellschaftsordnung spiegelt sich 
demnach auch darin wider, inwieweit öffentlich geführte Debatten auch in der Bundeswehr ih-
ren Platz haben. Je mehr Soldatinnen und Soldaten über essenzielle Themen der Sicherheit in 
gleichermaßen kontroverser Manier diskutieren wie die zivile Öffentlichkeit auch, desto eher 
ist die Bundeswehr in die kommunikative Lebenswelt aller Bürger integriert. Umgekehrt gilt, 
dass Versuche der politischen Leitung und militärischen Führung, von oben Homogenität und 
Einheitlichkeit der Äußerungen von Soldatinnen und Soldaten in der Öffentlichkeit zu verord-
nen, dort eher Misstrauen erregen, den Verdacht erwecken, etwas verheimlichen oder das Pub-
likum hinters Licht führen zu wollen, und somit die Institution des Militärs eher als Fremd-
körper in der demokratisch-pluralistischen Gesellschaft erscheinen lassen. Als Lackmustest für 
die demokratische Reife und politische Kultur der Institution Bundeswehr erweist sich der 
Umgang mit Kritikern gerade innerhalb der Streitkräfte. Meinungsfreiheit darf hier nicht miss-
interpretiert werden als die Freiheit, öffentlich die Meinung des Bundesministeriums der Ver-
teidigung vertreten zu dürfen. Daher fordert die Kommission, dass jeder Angehörige der 
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Bundeswehr - als Indikator für deren demokratisches, liberales Selbstverständnis - ohne 
Angst vor Repressalien auch abweichende Positionen vertreten kann.  
 
9. Schließlich könnte noch die Frage gestellt werden, ob seinerzeit der Begriff „Staatsbürger in 
Uniform“ wirklich ganz glücklich gewählt worden ist oder nicht bereits selbst eine falsche 
Akzentuierung enthält. Dass Soldatinnen und Soldat eine spezifische Arbeitskleidung tragen 
und im Einsatz als Kombattanten erkennbar sein müssen, ist aus demokratietheoretischer Per-
spektive nicht gerade von alles überragender Bedeutung. Im Sinne der Inneren Führung ist 
vielmehr auch der Soldat Staatsbürger ohne Abstriche, „Staatsbürger ohne Wenn und 
Aber“.  
 
Innere Führung bleibt eine permanente politische Aufgabe; sie ist Bestandteil des demokratischen 
Prozesses. In der Demokratie herrscht in dieser Hinsicht immer Handlungsbedarf - für den verant-
wortlichen Minister, das Parlament, den Wehrbeauftragten. Innere Führung braucht ein stärkeres 
Gewicht innerhalb des Bundesverteidigungsministeriums. Sie kann auch nicht durch die Filter ver-
schiedener militärischer Hierarchieebenen hindurch effektiv wahrgenommen werden, sondern muss 
strukturell durchgreifend angelegt sein. Die Kommission fordert daher nachdrücklich die Be-
stellung einer bzw. eines mit den dazu erforderlichen Befugnissen ausgestatteten Beauftrag-
ten für Innere Führung im Verteidigungsministerium als deutliches politisches Signal für das 
auch nach 50 Jahren notwendige Bemühen um mehr Demokratie in den deutschen Streit-
kräften. 
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Jürgen Groß 
 
Innere Führung rangiert vor militärischer Effizienz 
 
 
Was ist „Innere Führung“? 
 
Der Begriff „Innere Führung“ ist nicht sehr glücklich. Zumindest ist er missverständlich. Denn mit 
„Führung“ hat er nur sehr am Rande etwas zu tun. Wenn in der Bundeswehr das Verständnis von 
Innerer Führung größtenteils beliebig ist und nicht selten auf ein bloßes Führungs- und Motivati-
onskonzept reduziert wird, so ist das möglicherweise auch auf diese begriffliche Unschärfe zurück-
zuführen. Der in den deutschen Streitkräften häufig benutzte Begriff „Führungsphilosophie“ ist in 
diesem Zusammenhang jedenfalls außerordentlich bezeichnend. 
Aber auch außerhalb der Bundeswehr herrscht diesbezüglich allenfalls eine vage Vorstellung. So 
wurde in der vergangenen Legislaturperiode im Parlament ein Unterausschuss mit der grandiosen 
Bezeichnung „Unterausschuss für die Weiterentwicklung der Inneren Führung, politischen Bildung 
und sozialen Verantwortung für Angehörige der Bundeswehr vor dem Hintergrund des Aufgaben- 
und Strukturwandels im Einsatz“ eingerichtet. Eine solche Zusammenstellung könnte den Eindruck 
erwecken, Innere Führung sei so eine Art Sozialtechnik und primär eine Frage der Fürsorge und 
Betreuung, vor allem im Zusammenhang mit Auslandseinsätzen. Das ist ja auch nicht völlig falsch, 
benennt in der Tat ein wichtiges Anwendungsgebiet, gewissermaßen eine Konsequenz der Inneren 
Führung und soll in seiner praktischen Bedeutung keinesfalls klein geredet werden. Aber es ist 
nicht Innere Führung. 
Die Grundintention der Inneren Führung ist vielmehr die Aufhebung des traditionellen Gegensatzes 
zwischen dem Militär und seinem soziopolitischen Umfeld, wie er über lange Zeiträume in der 
deutschen Geschichte strukturbildend war. Innere Führung bedeutet also zum einen die Einbindung 
der Streitkräfte in unsere freiheitliche, demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, zum anderen 
aber auch die Verwirklichung staatlicher und gesellschaftlicher Werte und Normen in den Streit-
kräften selbst. Innere Führung zielt also nicht nur auf eine Armee in der Demokratie, sondern auch 
auf Demokratie in der Armee. 
Es ist unmittelbar einsichtig, dass zwischen Innerer Führung und militärischen Erfordernissen im 
engeren Sinne in der Praxis ein sehr ambivalenter Zusammenhang besteht: Die Beziehungen kön-
nen in manchen Fällen durchaus kongruenter Natur sein, ebenso häufig aber auch konkurrierend, ja 
konfliktär. Weil dieser Sachverhalt so offensichtlich ist, mag ein einziges Beispiel genügen: Das 
Prinzip von Befehl und Gehorsam, das für alle Streitkräfte eine zentrale Bedeutung besitzt, ja ein 
Wesensmerkmal darstellt, ist sicherlich in vielen denkbaren Situationen unter militärischen Ge-
sichtspunkten zweckmäßig. Gleichzeitig kann seine Anwendung in einer Extremsituation mögli-
cherweise geradezu notwendig sein, um Gefahren von Leib und Leben der unterstellten Soldatin-
nen und Soldaten unmittelbar abzuwenden; aber ebenso, und das vermutlich weitaus häufiger, kann 
seine Anwendung einfach nur eine negative Beeinträchtigung elementarer Grundrechte der Unter-
gebenen darstellen.  
Im Fall der Kongruenz ist Innere Führung keine Kunst; viel interessanter ist unser zweiter, konflik-
tärer Fall, weil er eine Prioritätensetzung erfordert. Wie aber sind die Prioritäten? 
 
 
Grundwerte 
 
Demokratie, die Herrschaft des Volkes, ist ein substanzielles, konstitutives Element der Gleichheit, 
der Gleichwertigkeit aller Individuen - denn wo sonst könnte eine solche Gleichwertigkeit deutli-
cher zum Ausdruck kommen als bei der Verteilung der Herrschaft? Gleichheit ist ein Wert um 
seiner selbst Willen, ein höchster menschlicher Wert, ein Grundwert. Seine prinzipielle Gleichwer-
tigkeit gegenüber Anderen ist etwas, das jeder Mensch vermutlich gerade noch akzeptieren kann, 
weniger wohl kaum. Was bedeutet nun konkret „Herrschaft des Volkes“? 
Zunächst einmal bezeichnet sie ein Ideal, das sich allenfalls annähernd erreichen lässt. In der Pra-
xis wird es sich selbst im demokratischsten Staat im Hinblick auf seine Handlungsfähigkeit nicht 
ganz vermeiden lassen, Macht zu delegieren und Entscheidungen auch gegen den Willen Einzelner 
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durchzusetzen. Inwieweit ein Gemeinwesen dem demokratischen Ideal entspricht, lässt sich nur 
daran ermessen, ob bzw. bis zu welchem Grad bestimmte, gleichsam „demokratiebegründende“ 
Bedingungen in ihrer Summe erfüllt sind, wobei auch die einzelnen Bedingungen selbst zum Teil 
absoluter, zum Teil aber auch relativer Art sein können. Um welche Bedingungen handelt es sich? 
Demokratie beruht, zunächst einmal ganz grob unterteilt, auf zwei komplexen Voraussetzungen: 
zum einen darauf, dass sämtliche Staatsgewalt ausschließlich vom Staatsvolk ausgeht (Volkssouve-
ränität), zum anderen darauf, dass dieser Gewalt – vor allem im Hinblick auf die eben gemachten 
praktischen Einschränkungen - auch Grenzen gesetzt sind. Volkssouveränität wiederum basiert in 
erster Linie auf der uneingeschränkten und ausschließlichen Gültigkeit des „Prinzips der Zahl“ bei 
der politischen Willensbildung, mit anderen Worten: deren Legitimation erfolgt nur durch die 
Mehrheit. Dieses Prinzip schließlich konkretisiert sich in der Gleichwertigkeit der Partizipation 
(vor allem durch das gleiche, aber auch durch das Verhältniswahlrecht), einem umfassenden, das 
heißt möglichst alle Staatsbürger einschließenden Partizipationsgrad (allgemeines Wahlrecht) so-
wie der republikanischen Staatsform. (Eine Erbmonarchie besitzt eine andere, mithin undemokrati-
sche Legitimationsbasis.) 
Neben der ausschließlichen Gültigkeit des „Prinzips der Zahl“ gibt es aber noch weitere Bedingun-
gen der Volksouveränität, die nämlich auch umso eher als gegeben betrachtet werden kann, je un-
mittelbarer die Partizipationsmöglichkeiten für den einzelnen Staatsbürger sind. Diese Unmittel-
barkeit konkretisiert sich vor allem durch das direkte Wahlrecht, zusätzlich aber auch durch die 
Institution von Volksbegehren und -entscheiden sowie darüber hinaus durch permanente und direk-
te Mitwirkungs- und Mitbestimmungsmöglichkeiten in allen Lebensbereichen des Einzelnen, denn 
Demokratie beschränkt sich nicht nur auf die gelegentliche Abgabe irgendwelcher Stimmzettel. 
Auch muss hinzugefügt werden, dass die Volkssouveränität vom Ausmaß der Staatssouveränität 
abhängt. Das bezieht sich keineswegs nur auf die formale Unabhängigkeit eines Staates, ohne die 
es natürlich keine Demokratie geben kann. Viel bedeutsamer, vor allem im Hinblick auf die Ent-
wicklung innerhalb der Europäischen Union, ist: Je mehr Souveränitätsrechte an überstaatliche 
Institutionen abgetreten werden, desto nachdrücklicher ist im Gegenzug zu fordern, dass dann auch 
die internationalen Beziehungen so weit wie möglich nach „demokratischen“ Regeln zu gestalten 
sind.  
Eine wirkungsvolle Begrenzung demokratisch legitimierter Macht erfordert eine – wie auch immer 
konstruierte – Gewaltenteilung (die neben der institutionellen auch eine zeitliche Dimension besit-
zen kann, etwa die Festlegung der Legislaturperioden oder auch von maximalen Amtszeiten), den 
Schutz von Minderheiten (das bereits in einem anderen Zusammenhang erwähnte Verhältniswahl-
recht kann auch als Schutz politischer Minderheiten interpretiert werden) sowie nicht zuletzt die 
Garantie der individuellen Grund- und Menschenrechte. Letztere ist gleichzeitig ein konstitutives 
Element eines weiteren Grundwerts, nämlich der Freiheit – was ihnen zusätzliches Gewicht ver-
leiht. 
 
 
Innere Führung und Grundwerte 
 
Worin besteht nun in diesem Kontext die Bedeutung der Inneren Führung? In die eben skizzierte 
Systematik der Demokratiebedingungen fügt sie sich ja nicht so richtig ein; sie steht zu diesen 
gleichsam „quer“. Denn ihr Beitrag zur Verwirklichung einer demokratischen Gesellschaft ist ei-
nerseits natürlich begrenzter als der anderer Elemente, wie beispielsweise des allgemeinen Wahl-
rechts, weil sie sich nur auf eine einzelne staatliche Institution – die Bundeswehr - bezieht, deren 
Mitglieder ja nur einen recht geringen Teil des Staatsvolkes darstellen, andererseits wiederum sehr 
viel umfassender, denn sie wirkt in ihren verschiedenen Anwendungsgebieten auf mehrere Fakto-
ren gleichzeitig ein, die wir als notwendige Bedingungen einer Demokratie aufgeführt haben. 
Das Soldatenbeteiligungsgesetz etwa regelt die Mitbestimmung innerhalb der Institution Bundes-
wehr. Das berührt, unserem obigen Schema zufolge, die Unmittelbarkeit der Partizipation und so-
mit die Volkssouveränität. Das Parlamentsbeteiligungsgesetz und das Amt des Wehrbeauftragten 
berühren die Gewaltenteilung und damit die Begrenzung staatlicher Gewalt. Verschiedene Be-
stimmungen des Soldatengesetzes, aber auch die besondere Ausgestaltung des Beschwerderechts 
für die Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr berühren den Schutz von Grund- und Menschen-
rechten und somit ebenfalls die Begrenzung staatlicher Macht. 
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Demgegenüber sagt die Ausgestaltung des allgemeinen Wahlrechts, um bei unserem Vergleichs-
beispiel zu bleiben, allein noch nichts über eine demokratiegerechte Begrenzung der „Herrschaft 
des Volkes“ aus, sondern „nur“ darüber, inwieweit dem „Prinzip der Zahl“ Rechnung getragen 
wird und damit dem Postulat der Volkssouveränität. (Die überragende Bedeutung des allgemeinen 
Wahlrechts für die Verwirklichung einer demokratischen Gesellschaft wird dadurch natürlich nicht 
geschmälert.) Die Innere Führung indessen berührt, und sei es auch nur in einem institutionell be-
grenzten Umfang, beide großen Bedingungskomplexe; entsprechend stark prägt sie bei der betrof-
fenen Personengruppe den „demokratischen“ Alltag, fast könnte man sagen: die „gefühlte“ Demo-
kratie. 
 
 
Grundwerte und Modalwerte 
 
Im Gegensatz zu Gleichheit und Freiheit ist „Sicherheit“ kein Grundwert, kein Wert an sich. „Si-
cherheit“ bedeutet, negativ formuliert, die Abwesenheit von irgendwelchen Gefährdungen oder, 
positiv, den Fortbestand von etwas Erwünschtem, von bestimmten Werten. „Sicherheit“ ist also 
eher ein Wert zur Beurteilung anderer Werte, ein „Wertwert“ gewissermaßen, ein Modalwert. 
Denn eine „gesicherte“, das heißt eine auch in der Zukunft gewährleistete Freiheit - um es einmal 
an diesem Beispiel zu erläutern – würden wohl die meisten von uns einer nur augenblicklichen und 
künftig ungewissen bei weitem vorziehen, aber selbst diesen etwas unbehaglichen Zustand würden 
vermutlich die wenigsten gegen eine „gesicherte“ Unfreiheit eintauschen wollen. Mit anderen Wor-
ten: Freiheit und Sicherheit ist natürlich besser als nur Freiheit, aber selbst dies ist immer noch 
besser als nur Sicherheit. Oder noch drastischer: Sicherheit allein ist gar nichts wert. Bei jeder in 
der alltäglichen Praxis im Einzelfall vorgenommenen Güterabwägung gilt es diese Prioritäten zu 
berücksichtigen.  
 
 
Innere Führung und militärische Erfordernisse 
 
Noch augenfälliger wird die unterschiedliche Wertigkeit freiheitlich-demokratischer und militär-
funktional begründeter Erfordernisse innerhalb der Streitkräfte, da diese ja lediglich ein (theore-
tisch substituierbares oder zumindest in seiner Bedeutung reduzierbares) Element im Rahmen des 
sicherheitspolitischen Instrumentariums darstellen. Auch wer der Gewährleistung von Sicherheit 
als zu erbringende Grundaufgabe jedes Staates einen hohen Stellenwert zumisst und Sicherheit 
somit in die Nähe der Grundwerte rückt, braucht nicht zwangsläufig die Meinung zu vertreten, dass 
diese Aufgabe primär mit militärischen Mitteln erfolgen muss. 
Aus dieser im Grundsatz eindeutigen Prioritätenfolge ergibt sich die überragende Bedeutung, die 
der Inneren Führung in der Bundeswehr zukommen muss. Innere Führung ist eben nicht in irgend-
ein militärisches „Führungsgrundgebiet“ einzuordnen. Sie ist vielmehr eine eigenständige, unab-
hängige Kategorie, die in ihrer Wertigkeit keinesfalls unterhalb der militärischen Effizienz steht, 
sondern mindestens gleichberechtigt neben dieser und im Zweifelsfall sogar darüber. Das muss 
auch in struktureller Hinsicht seinen Ausdruck finden. Militärische Effizienzdefizite in einer Armee 
mögen allenfalls ein potenzielles sicherheitspolitisches Handicap darstellen – Demokratie- und 
Menschenrechtsdefizite in den Streitkräften dagegen sind unerträglich. 
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Hans-Georg Ehrhart 
 
Das „Internationale Fellowship-Programm Graf Baudissin“ am IFSH.1  
 
 
Seit Gründung des Instituts für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Universität Ham-
burg (IFSH) im Jahre 1971 arbeiten an der Hamburger Friedensforschungseinrichtung kontinuier-
lich auch Offiziere der Bundeswehr mit. Nach seinem Amtantritt als Leiter des Instituts im Jahr 
1994 beschloss Prof. Dr. Dr. Dieter S. Lutz im Einvernehmen mit den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern des IFSH, zum Gedenken an den Gründungsdirektor des Institutes, General Wolf Graf von 
Baudissin, ein internationales Fellowship-Programm aufzulegen: In jeweils halbjährigen 
Aufenthalten sollten Offiziere, aber auch Wissenschaftler aus den Verteidigungsadministrationen 
der jungen Demokratien Mittel- und Osteuropas die Chance geboten werden, sich am IFSH mit 
Fragen der Inneren Führung und der europäischen Sicherheit auseinandersetzen zu können.  
Im Folgenden soll auf die Motive und die Erfahrungen eingegangen werden, die wir mit dem Bau-
dissin-Fellowship gemacht haben. Anschließend werde ich den Gegenstand meiner Betrachtungen 
erweitern, in dem ich kurz auf die Herausforderungen der Reform des Sicherheitssektors eingehe, 
vor der nicht nur die mittelosteuropäischen Reformstaaten stehen, um danach auf einige Defizite 
der Inneren Führung zu kommen, welche die mittelosteuropäischen Staaten und die Bundesrepu-
blik gemeinsam haben. Abschließend formuliere ich einige Thesen über die Modernisierung der 
Konzeption der Inneren Führung.  
 
 
Motive und Erfahrungen2 
 
Vier Gründe hatten das Institut bewogen, dieses in dieser Form in Deutschland einmalige Projekt 
durchzuführen: 
Erstens motivierte das Andenken an den 1993 verstorbenen Graf Baudissin das Institut zur Einrich-
tung des Programms. Graf Baudissin war es zweitens auch zu verdanken, dass am IFSH über die 
Jahre hinweg die Zusammenarbeit zwischen Militär und Friedensforschung – sonst eher unüblich – 
institutionell etabliert werden konnte und eng und fruchtbar verlief. So arbeitet am Institut bereits 
seit den siebziger Jahren kontinuierlich ein Military Fellow mit, in der Regel ein vom Verteidi-
gungsministerium abgeordneter Stabsoffizier der Bundeswehr.3 Gerade bei der Durchführung des 
Fellowship-Programms erwies sich dies als unschätzbarer Vorteil. 
Das IFSH hat drittens aus der Überzeugung, dass Wissenschaft nicht im Elfenbeinturm stattfinden 
sollte sowie auch aufgrund seines Satzungsauftrags eine traditionell starke Praxisorientierung, die 
angesichts der inhaltlichen und personellen Ausrichtung des Programms für die Durchführung des 
Baudissin-Fellowships unabdingbar war.  
Das Institut wollte viertens einen Beitrag dazu leisten, die Streitkräfte in den Transformationsge-
sellschaften Ost- und Mitteleuropas sowohl demokratiegerecht umzustrukturieren und ihre Einglie-
derung in die jeweilige Gesellschaft voranzutreiben als auch ihre Befähigung zur Zusammenarbeit 
mit westlichen Armeen zu fördern. Das Fellowship-Programm Graf Baudissin schien ein idealer 
Anknüpfungspunkt zu sein, um reformwillige Staaten bei ihren Bemühungen zu unterstützen und 
mit den Ideen und Konzepten des Grafen vertraut zu machen. Ganz im Sinne Baudissins sollten 
dabei die Wechselwirkungen zwischen „Innerer Führung“, „Staatsbürger in Uniform“ und „Soldat 
                                                     
1  Dieser überarbeitete Beitrag basiert auf einem Vortrag des Autors auf der Wissenschaftlichen Baudissin-Tagung an 
der Führungsakademie der Bundeswehr vom 18.-20. Juni 2003 in Hamburg. Er wurde veröffentlicht in Martin Kutz 
(Hrsg.), Gesellschaft, Militär, Krieg und Frieden im Denken von Wolf Graf von Baudissin, Baden-Baden 2004, S. 
167–176 unter dem Titel „Das ‚Internationale Fellowship-Programm Graf Baudissin’ am Institut für Friedensfor-
schung und Sicherheitspolitik und der ‚Export’ der Inneren Führung in die Armeen postkommunistischer Staaten: 
Erfahrungen, Herausforderungen, Defizite und Ausblick“. 
2  Vgl. auch: IFSH, Materialien zusammengestellt aus Anlass der Verleihung der Wolf Graf von Baudissin Medaille 
am 2. Dezember 2002 an Prof. Dr. Dieter. S. Lutz und das Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an 
der Universität Hamburg, Hamburg: IFSH, 2002. 
3  Organisatorisch ist der sogenannte Militärische Anteil IFSH ein dem Zentrum für Transformation der Bundeswehr 
unterstellter Dienstposten. 
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für den Frieden“ als Ausgangspunkte für die gesellschafts- und sicherheitspolitische Verankerung 
bewusst im Vordergrund stehen. 
Mit dem Programm betrat das IFSH in gewisser Weise Neuland. Ohne die großzügige finanzielle 
Förderung der Volkswagen-Stiftung (1996 – 2002) und der Karl-Theodor-Molinari-Stiftung (seit 
2003) des Deutschen Bundeswehrverbandes sowie die hervorragende Zusammenarbeit mit der 
Führungsakademie der Bundeswehr in Hamburg und dem Zentrum Innere Führung in Koblenz 
wäre die Durchführung des Vorhabens nicht möglich gewesen. 
Im Mittelpunkt des Internationalen Fellowship-Programms steht das Werk von General a.D. Pro-
fessor Wolf Graf von Baudissin, dem Vater der Inneren Führung. War die Umsetzung seiner Ge-
danken zur Integration von Streitkräften und die daraus abgeleitete Idee der Inneren Führung bis 
Anfang der neunziger Jahre nahezu ausschließlich in der Bundeswehr erfolgt, so gewann das Werk 
Graf Baudissins seinerzeit neue internationale Aktualität: Vor dem Hintergrund der fundamentalen 
Veränderungen in den Staaten der ehemaligen Warschauer Vertragsorganisation und im Zuge der 
Demokratisierungsprozesse der jeweiligen Reformstaaten bestand für deren militärische Streitkräf-
te ein Orientierungsdefizit, das vergleichbar mit der Situation bei der Gründung der Bundeswehr 
war.  
Entsprechend groß war das Interesse der Staaten Mittel- und Osteuropas an diesem von Baudissin 
entwickelten Integrationskonzept. In Fachkreisen wurde sogar vom „Exportschlager Innere Füh-
rung“ gesprochen. Der damalige Generalinspekteur der Bundeswehr Klaus Naumann sagte am 7. 
Juni 1994 in der Führungsakademie der Bundeswehr: „Innere Führung ist zum Gütesiegel der Bun-
deswehr und bei der Öffnung Ost- und Mitteleuropas auch dort zu einem Modell für die Demokra-
tie geworden.“ 
Das Unterfangen, die vorhandenen Streitkräfte „demokratiegerecht“ umzustrukturieren und sowohl 
ihre Eingliederung in die jeweilige Gesellschaft voranzutreiben als auch ihre Befähigung zur 
Zusammenarbeit mit westlichen Armeen, z.B. im Rahmen von NATO- und EU-
Kooperationsprogrammen weiterzuentwickeln, ist eine eher langfristige Aufgabe, die umso erfolg-
reicher zu bewerkstelligen ist, wenn sie Hilfe und Unterstützung von außen erfährt. Es lag also im 
Interesse Westeuropas und insbesondere Deutschlands, einen Beitrag zum Gelingen dieser Aufgabe 
und damit auch zur Akzeptanz der Reformen und zur Festigung der Demokratien in Mittel- und 
Osteuropa zu leisten. 
Das IFSH hat deshalb 1995 das in der friedenspolitischen Landschaft der Bundesrepublik einzigar-
tige Fellowship-Programm aufgelegt. Im Rahmen des Programms haben vorrangig Offiziere aus 
den Staaten Mittel- und Osteuropas, aber auch Wissenschaftler und zivile Angehörige der jeweili-
gen Verteidigungsadministrationen über das Wirken und das Werk Graf Baudissins gearbeitet. Im 
Rahmen des Programms wurden vor allem die beiden Forschungsfelder bearbeitet, für die der Na-
me Graf Baudissin steht, nämlich die Konzeption der Inneren Führung und Fragen der europäi-
schen Sicherheit. Die Fellows haben sich wissenschaftlich mit diesen Bereichen auseinandersetzt, 
wobei neben der Vermittlung der Grundgedanken der Inneren Führung die Frage der Rückkoppe-
lung auf das jeweilige Land, dessen Reformanstrengungen im Bereich Militär und Gesellschaft 
sowie dessen europa- und sicherheitspolitische Vorstellungen einbezogen wurden.  
Kurzfristig geht es bei dem IFGB um die Vermittlung von Know-how aus den genannten For-
schungsfeldern an die Fellows. Mittelfristig erhofft sich das IFSH einen Vernetzungseffekt in zwei-
facher Hinsicht. Erstens soll die Vernetzung zwischen Ost und West intensiviert werden. Zweitens 
sollen Verbindungen zwischen den Fellows und ihren Ländern gefördert werden. Bekanntlich ist 
nach dem Zusammenbruch des Ostblocks die intraregionale Zusammenarbeit noch immer schwach 
ausgeprägt. Langfristig erhoffen wir uns so etwas wie eine indirekte Politikberatung über die Mul-
tiplikatorenfunktion der Fellows. Diese Personen kennzeichnen sich bislang dadurch aus, dass sie 
entweder Dozenten sind, also Soldaten und künftiges Führungspersonal ausbilden, in führender 
Position in Dienststellen, die für Personalfragen oder Lehrpläne verantwortlich sind, arbeiten oder 
direkt in den Verteidigungsministerien beschäftigt und somit potentiell einflussreich sind. 
Hinsichtlich der Ergebnisse des Fellowship-Programms lässt sich eine positive Bilanz ziehen. Be-
zogen auf das kurzfristige Ziel können z.B. die Publikationen unserer Fellows angeführt werden, 
die sich im Übrigen nicht auf die Publikationsreihen des IFSH oder deutsche Fachzeitschriften 
beschränken. Mindestens ebenso wichtig sind die Veröffentlichungen über das Konzept der Inneren 
Führung in ihren Ländern selbst. Hinsichtlich des Vernetzungszieles sei zum einen eine internatio-
nale Konferenz in Warschau erwähnt, die von einem ehemaligen Fellows mit Unterstützung des 
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IFSH 1997 durchgeführt wurde, und zu der auch Teilnehmer aus der Region eingeladen waren. 
Zum anderen sei auf die internationale Tagung im Oktober 2000 verwiesen, die unter der Über-
schrift „Militär und Gesellschaft im Kontext europäischer Sicherheit. Wie modern ist das Denken 
Graf Baudissins im 21. Jahrhundert?“ stand, und an der neben dem Wehrbeauftragten des Deut-
schen Bundestages, Dr. Wilfried Penner, Experten aus der Bundeswehr und der Wissenschaft alle 
Teilnehmer des Fellowship-Programms teilnahmen. Hinsichtlich des langfristigen Zieles ist es 
bemerkenswert, dass nach Aussagen einiger Teilnehmer das in Hamburg Erlernte bereits in die 
jeweiligen Lehrpläne Eingang gefunden hat oder finden wird. 
 
 
Herausforderungen 
 
Trotz dieses positiven Ergebnisses muss die kritische Frage gestellt werden, ob das am IFSH Er-
lernte wirklich zu Einstellungsänderungen bei den Fellows geführt hat und wenn ja, welchen Ein-
fluss das auf die jeweilige Verteidigungsadministration hat. Angesichts der Tatsache, dass wir es in 
Mittel- und Osteuropa mit komplexen Tranformationsprozessen auf politischer, wirtschaftlicher 
und gesellschaftlicher Ebene zu tun haben, ist Bescheidenheit in der Erwartungshaltung notwendig. 
Das System Streitkräfte ist in einen historischen, kulturellen und gesellschaftlichen Kontext einge-
bunden, der nicht von heute auf morgen verändert werden kann. Diese Kontextgebundenheit er-
laubt nicht den Export eines Modells im Sinne eines bloßen Kopierens einer mehr oder weniger 
erfolgreichen Vorgabe, die unter den spezifischen historischen Bedingungen der alten Bundesrepu-
blik entstanden ist. Eine zentrale Herausforderung an die Neugestaltung des Verhältnisses zwischen 
Militär und einer sich demokratisierenden Gesellschaft lautet mithin, dass jedes Land unter Wah-
rung bestimmter allgemeinverbindlicher und zentraler Grundprinzipien wie Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit seinen eigenen Weg finden muss.  
Eine weitere Herausforderung besteht darin, dass nicht nur das Militär in diesen Reformprozess 
einbezogen werden muss, sondern der gesamte Sicherheitsapparat inklusive seines politischen Ü-
berbaus. Seit einigen Jahren firmiert dieses Vorhaben unter der Überschrift „Sicherheitssektorre-
form“ (SSR). Das Ende des Ost-West-Konflikts und die beschleunigte Dynamik der Globalisierung 
machte den Blick frei für jene Herausforderungen, vor die wir uns mit Blick auf manche Nicht-
OECD-Staaten heute gestellt sehen: Staatszerfall, Waffenproliferation, Privatisierung der Gewalt, 
transnationale Gefährdungen. Die Wurzeln dieser Übel sind bekannt, z.B. Unterentwicklung, Per-
spektivlosigkeit, wirtschaftliche Ungleichheit, mangelnde Bildung, fehlende soziale Infrastruktur, 
autoritäre Herrschaftspraktiken.4 Der Grundgedanke der Sicherheitssektorreform setzt an bei der 
Erkenntnis, dass nachhaltige Reformen in einem Land eines sicheres Umfeldes bedürfen und dass 
die für die Sicherheit zuständigen Organe selbst Gegenstand des Reformprozesses sein müssen, 
wenn das gesellschaftliche Transformationsziel erreicht werden soll.5 
Der Human Development Report des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen (UNDP) 
aus dem Jahre 2002 erwähnt explizit die Bedeutung des Reform des Sicherheitssektors für die 
nachhaltige Entwicklung eines Landes.6 Eine andere Bekräftigung dieser Relevanz ist an den Akti-
vitäten zu erkennen, die diesem Thema durch internationale Akteure wie die OSZE, die NATO und 
die EU insbesondere im Hinblick auf die Entwicklung in Osteuropa gewidmet wird.7 In Europa 
stand zunächst der Aufbau neuer Institutionen im Vordergrund, durch welche die Kompetenzen der 
Sicherheitskräfte definiert und der Sicherheitssektor der politischen Kontrolle unterstellt wurde. 
Daran schloss sich eine Konsolidierungsphase an, in der das Erreichte weiter entwickelt und effi-
zienter gestaltet werden sollte. Insgesamt geht es um Aktivitäten in den Bereichen allgemeiner 
Erfahrungsaustausch über SSR z.B. in Form von Konferenzen, roundtables oder lessons learned 
workshops; um konkrete Aktivitäten und Instrumente zur Unterstützung der Reformländer wie 
                                                     
4  Vgl. Lynn E. Davis, Globalization’s Security Implications, Rand Issue Paper, 2003. 
5  Vgl. dazu die grundlegende Studie von Jane Chanaa, Security Sector Reform: Issues, Challenges and Prospects, 
Adelphi Papers 344. 
6  UNDP, Human Development Report 2002. Deepening democracy in a fragmented word, New York: Oxford Uni-
versity Press, 2002. 
7  Vgl. dazu Heiko Borchert, Security Sector Reform Initiative (SSRI). How to advance security sector reform with 
the help of a new assessmant and development framework, Paper prepared for the Annual Conference on the Work-
ing Group „Security Sector Reform”, Partnership for Peace Consortium of Defence Academies and Security Stud-
ies Institutes, Berlin, 15.-17. Juni 2003. 
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etwa Konversionshilfen, know-how Transfer oder personelle Unterstützung; um capacity building 
durch Ausbildung und Training sowie um die Etablierung nationaler und internationaler Strukturen 
zur Unterstützung der SSR. Ohne hier auf Einzelheiten der SSR-Problematik einzugehen, seien 
einige Herausforderungen zumindest benannt:8 
 
- Der Sicherheitssektor sollte gegenüber der zivilen politischen Führung und Zivilgesellschaft 
rechenschaftspflichtig sein. 
- Akteure des Sicherheitssektors sollten im Einklang mit dem Völkerrecht, den demokratischen 
Grundprinzipien und der Rechtsstaatlichkeit handeln. 
- Informationen über Planungen und Budgetfragen sollten für die Politik und die Zivilgesell-
schaft verfügbar sein. 
- Mechanismen zur Stärkung der Transparenz des Sicherheitssektors sollten gefördert und 
institutionalisiert werden.  
- Es sollte ein gesellschaftliches Umfeld geschaffen werden, dass die Kontrolle des Sicherheits-
sektors durch die Zivilgesellschaft begünstigt. 
- Die zivilgesellschaftliche Vereinigungen, die sich mit Fragen des Sicherheitssektors befassen, 
sollten gefördert werden. 
- Es sollte ein regionales Umfeld geschaffen werden, das sich nachhaltig mit den Folgen von 
bewaffnetem Konflikt und autoritärer Herrschaft befasst, z.B. mit Fragen der Abrüstung, der 
Demobilisierung, der Reintegration von Kombattanten, etc. 
 
Die skizzierten Anforderungen machen deutlich, dass es sich bei der Reform des Sicherheitssektors 
eines Landes um einen komplexen politischen und gesellschaftlichen Prozess handelt, der mit der 
Installierung der institutionellen Voraussetzungen nicht abgeschlossen ist. Sind diese Grundvoraus-
setzungen erst einmal geschaffen, so gilt es, sie mit Leben zu erfüllen und an die sich verändernden 
gesellschaftlichen und internationalen Rahmenbedingungen anzupassen. Daraus ergibt sich, dass 
die Sicherheitssektorreform eine permanente Herausforderung und andauernde Aufgabe ist. Der in 
Europa erkennbare Trend zur politischen Integration und multinationalen Zusammenarbeit spielt 
dabei ebenso eine Rolle wie der allgemeine gesellschaftliche Wandel, der nicht ohne Auswirkun-
gen auf die Akteure des Sicherheitssektors im Allgemeinen und auf die Streitkräfte im Besonderen 
bleiben kann.  
 
 
Defizite 
 
Nach dem erweiterten Blick auf die Herausforderung der Sicherheitssektorreform komme ich jetzt 
wieder zu dem Teilaspekt der Streitkräfte und der Gestaltung ihres Verhältnisse zur demokrati-
schen Gesellschaft zurück. Wenn das Baudissin-Fellowship-Programm zu einem Know-how-
Transfer in die mittelosteuropäischen Staaten beitragen will, so heißt das noch lange nicht, dass es 
sich dabei um eine Einbahnstraße handelt. Drei Gründe möchte ich dafür anführen: Erstens sollte 
nicht die „frontale“ Vermittlung von Wissen mittels eines Nürnberger Trichters angewandt werden, 
sondern ein wechselseitiger, reflexiver Erfahrungsaustausch unter Beachtung der nationalen Be-
sonderheiten stattfinden. Zweitens verlangt die Dynamik der nationalen und transnationalen Ge-
sellschaft von allen europäischen Staaten die Bereitschaft zur ständigen Überprüfung des Status 
quo. Drittens gebieten die Multinationalisierung der Streitkräfte und das politische Ziel einer ge-
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der EU, dass langfristig eine gemeinsame Führungsphi-
losophie auf der Grundlage allgemein anerkannter Normen und Werte entwickelt wird. Der Inhalt 
dieser Führungsphilosophie müsste in der Erarbeitung eines kollektiven Sinn- und Selbstverständ-
nisses liegen. 
Eine solche kollektive Führungsphilosophie liegt zugegebenermaßen noch in weiter Ferne. Zu un-
terschiedlich sind die sicherheitspolitischen Kulturen der einzelnen Staaten, und zwar in Ost und 
West. Zunächst wäre schon viel erreicht, wenn sich die Akteure über ihre jeweilige nationale Füh-
                                                     
8  Ich lehne mich hier an die Studie von Borchert (a.a.O.) an. Vgl. auch Alan Bryden/Heiner Hänggi (Hrsg.), Security 
Governance in Post-Conflict Peacebuilding, Münster 2005 sowie Michael Brzoska/David Law (Hrsg.), Security 
Sector Reconstruction and Reform in Peace Support Operations, International Peacekeeping (Special Edition), Nr. 
1/2006. 
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rungsphilosophie im Klaren wären. So hat der durch die Ereignisse von 1989 eingeleitete Epo-
chenwandel nicht nur im Osten des Kontinents die Notwendigkeit zur Reform des Militärs und 
seiner Führungsphilosophie hervorgerufen, sondern auch im Westen. Die zu beantwortende über-
greifende Frage lautet:  
Welches Leitbild soll für die Gestaltung des Verhältnisses von Militär und Gesellschaft Geltung 
haben?  
Diese übergreifende Frage lässt sich wieder in vier Leitfragen zerlegen, deren Antworten das Leit-
bild präzisieren. 
 
1. Was ist der Zweck der Streitkräfte angesichts der aktuellen sicherheitspolitischen Herausfor-
derungen? 
2. Wie können die Streitkräfte unter Wahrung demokratischer Grundsätze gestaltet und geführt 
werden? 
3. Welches Soldatenbild ist mit den demokratischen Erfordernissen sowie mit den damit 
verbundenen Normen und Werten einerseits und den sicherheitspolitischen Herausforderungen 
der „postinternationalen Beziehungen“9 andererseits vereinbar? 
4. Wie können Streitkräfte und demokratische Gesellschaft angesichts zunehmender 
Professionalisierung eng miteinander verzahnt werden? 
 
Antworten auf diese Leitfragen stehen in vielen Ländern aus. Wenn wir die Bundesrepublik 
Deutschland als Beispiel nehmen, so müssen wir feststellen, dass das von Elmar Wiesendahl gefor-
derte „strategische Change Management“ zur Reform der Inneren Führung noch nicht Realität ge-
worden ist.10 Damit ist die Gefahr verbunden, dass sich die Streitkräfte funktional und strukturell 
verändern, während die geistige Anpassung und die notwendige Auseinandersetzung darüber, was 
darunter konkret zu verstehen ist zurückbleibt. Unter dieser Voraussetzung erodiert das alte Leit-
bild und es droht eine geistige Leere, die für eine funktionierende demokratische Gesellschaft be-
denklich ist. Die Gründe für dieses nicht nur in Deutschland anzutreffende Phänomen sind vielfäl-
tig. Sie reichen von organisatorischer Überbelastung durch die Komplexität des Transformations-
prozesses über das fehlende institutionelle Gewicht der Inneren Führung in den verteidigungspoliti-
schen Bürokratien und dem eklatanten Mangel an Experten im zivil-akademischen Bereich bis hin 
zur Beharrungskraft traditionalistischer Denkweisen und schlichtem Desinteresse angesichts ande-
rer, vermeintlich wichtigerer Probleme.  
Auch die Verteidigungspolitischen Richtlinien (VPR)11 oder das neue Weißbuch der Bundesregie-
rung12 geben keine klare Antwort auf die Frage: „Wozu leisten wir uns die Bundeswehr?“.13 So 
wird zwar endlich der Auftrag an die veränderte Lage angepasst, doch weiterhin mit zweifelhaften 
Argumenten an der Wehrpflicht festgehalten. Es ist von der Notwendigkeit weltweiter Einsätze und 
von Einsätzen im Innern die Rede, doch scheint mir der Verweis auf den politischen Zweck, der 
Ziel, Ort, Dauer und Art des Einsatzes bestimme, ebenso präzisierungsbedürftig wie die Begrün-
dung für die Aufweichung der Trennung zwischen innerer und äußerer Sicherheit. Es wird ein wei-
ter Sicherheitsbegriff propagiert, aber auch ein weites Verständnis von Verteidigung. Was bedeuten 
diese Begriffe? Die VPR geben zu, dass bislang eine nationale Sicherheitskonzeption fehlt. Wie 
kann aber unter dieser Voraussetzung eine kohärente Sicherheitspolitik verfolgt werden? Nur ein 
einziger der 95 Absätze der VPR erwähnt das Konzept der Innere Führung. Sie gelte es an die neu-
en Einsatzbedingungen anzupassen. Die Frage ist nur: Wie? Kurzum, die oben aufgeworfenen Leit-
fragen zur Neubestimmung des Leitbildes der Inneren Führung harren noch auf überzeugende 
                                                     
9  Vgl. zu diesem Begriff Hans-Georg Ehrhart, Militärische Macht als außenpolitisches Instrument im 21. Jahrhun-
dert, in: Österreichische Militärische Zeitschrift (ÖMZ), Nr. 6/2002, S. 684f. 
10  Elmar Wiesendahl, Neue Bundeswehr und überholte Innere Führung. Ein Anstoß zur Fortentwicklung eines abge-
standenen Leitbildes, in: Wilfried Gerhard (Hrsg.), Innere Führung – Dekonstruktion und Rekonstruktion, WIFIS-
Aktuell, Nr. 28-29, Bremen: Edition Temmen, 2002, S. 19-37. 
11  Bundesministerium der Verteidigung, Verteidigungspolitische Richtlinien, Berlin, 21. Mai 2003. 
12  Vgl. Bundesministerium der Verteidigung, Weißbuch zur Sicherheitspolitik Deutschlands und zur Zukunft der 
Bundeswehr 2006, Berlin 2006 (zitiert Weißbuch). 
13  So die Überschrift einer Stellungsnahme der Kommission „Europäische Sicherheit und Zukunft der Bundeswehr 
am IFSH” zur Neufassung der VPR. 
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Antworten.14 Diese müssen im gesellschaftlichen Diskurs gefunden werden, soll die Gefahr einer 
Entfremdung zwischen Militär und demokratischer Gesellschaft vermieden werden. 
 
 
Ausblick 
 
Der folgende Ausblick formuliert einige allgemeine Thesen, die m.E. in der Debatte über die Mo-
dernisierung der Inneren Führung einfließen müssten.  
- Im Laufe des Wandels von der Arbeits- zur Wissensgesellschaft wird das „Humankapital“, also 
das Leistungspotential der in einer Gesellschaft vorhandenen ausgebildeten und lernfähigen Men-
schen, zur entscheidenden Ressource für die Streitkräfte. Diese können sich dem rapiden gesell-
schaftlichen Wandel mit seinem Trend zur Individualisierung nicht entziehen. Von den Streitkräf-
ten werden beispielsweise zunehmend Qualitäten gefordert werden müssen wie Wissenschaftlich-
keit, ständiges Lernen, Aufbau von Schlüsselkompetenzen, Transparenz, flache Hierarchien, Wett-
bewerbsfähigkeit auf dem Arbeitsmarkt, wirtschaftliche Effizienz oder Kooperationsfähigkeit.  
- Je weniger das Militär als Teil der demokratischen Gesellschaft in der Lage ist, sich innerhalb und 
mit dieser zu modernisieren, desto mehr Legitimationsprobleme dürften sich ergeben. Das Grund-
problem dabei ist, dass Streitkräfte als politisches Instrument der politischen Führung einerseits 
militärisch effizient sein müssen. Daraus ergeben sich militärspezifische Anforderungen an Diszip-
lin, Unterordnung oder Auftrag. Andererseits muss das Militär die in der demokratischen Gesell-
schaft vorherrschenden Werte und Grundhaltungen - etwa im Hinblick auf die Akzeptanz von 
Kampfeinsätzen - berücksichtigen, denn ohne gesellschaftliche Unterstützung verliert es seine ma-
terielle Basis und seine normative raison d’être.  
- Der zu bewältigende Anpassungsprozess ist vielschichtig. Er wird beeinflusst vom Gewicht der 
Tradition, der gesellschaftlich-kulturellen Entwicklung, dem Verhältnis zwischen Militär und Re-
gierung, der Leistungsfähigkeit der (Rüstungs)Wirtschaft und den sozialen Bedingungen. Diese 
Bestimmungsfaktoren stehen wiederum in enger Wechselwirkung mit regionalen und internationa-
len Strukturen und Prozessen.15 In diesem Kontext sei hier insbesondere auf das veränderte Kriegs-
bild und die damit verbundenen Herausforderungen hingewiesen.16 Auch das Militär ist von der 
viel zitierten Globalisierung betroffen. Das findet seinen Ausdruck etwa im Trend zu multinationa-
len Strukturen, der zentralen Bedeutung von Interoperabilität, der in den neunziger Jahren sprung-
haft gestiegenen Zahl von militärischen Interventionen durch die VN, anderen regionalen Sicher-
heitsorganisationen oder coalitions of the willing, in der sich wandelnden militärischen Kultur und 
in der veränderten Motivlage der Soldaten. Dieser Prozess des Wandels muss von einem entspre-
chenden umfangreichen und intensiven Bildungsangebot begleitet werden, das moderne Professio-
nalität fördert. 
- Verteidigte der Soldat früher in erster Linie sein Vaterland, so wird er künftig vor allem für zivile 
Werte wie Freiheit, Demokratie und Recht einzutreten haben. Dadurch wird er – wie Wilfried von 
Bredow zu Recht konstatiert - aber noch nicht zu einem Kosmopoliten.17 Diese Werte werden ihm 
durch das nationale Erziehungssystem vermittelt und im internationalen Kontext verteidigt. Damit 
dies in der Realität aber auch gewährleistet ist, sind zwei Bedingungen zu erfüllen: Erstens müssen 
der Primat der Politik und die zivile Kontrolle der bewaffneten Macht garantiert sein und zweitens 
ist ein Höchstmaß an internationaler Legitimation notwendig.  
- Es ist angesichts der westlichen Abkehr von der militärischen Struktur und Kultur der Moderne 
berechtigt von post-militärischen Gesellschaften zu sprechen.18 Das Militär und das Militärische 
haben bei weitem nicht mehr den Stellenwert, den sie einmal in der Gesellschaft in der ersten Hälf-
te des 20. Jahrhunderts hatten. Mit den jüngsten Entwicklungen verändert sich auch das Soldaten-
bild. Militärische Entscheidungsträger müssen heute angesichts der multinationalen Einbindung 
und der internationalen Konsequenzen mehr denn je in der Lage sein, die politischen Folgen ihres 
                                                     
14  Dieses Defizit wird auch im jüngsten Weißbuch der Bundesregierung nicht behoben, wenngleich das Thema Innere 
Führung darin ausführlicher behandelt wird. Vgl. Weißbuch, a.a.O., S. 78–81. 
15  Vgl. Christopher Dandeker, Armed Forces and Society in Europe – the Challenge of Change, in: Marie Vachová 
(ed.), The European Military in Transition. Armed Forces in Their Social Context, Baden-Baden 1998, S. 83 – 93. 
16  Vgl. Hans-Georg Ehrhart, Militärische Macht als außenpolitisches Instrument im 21. Jahrhundert, a.a.O., S. 688f. 
17  Vgl. Wilfried von Bredow, Re-Nationalization of Military Strategy?, in: Jürgen Kuhlmann/ Jean Callaghan, Mili-
tary and Society in the 21st Century Europe, Hamburg 2000, S. 51ff. 
18  Vgl. Martin Shaw, The Development of „Common-Risk“ Society. A Theoretical Overview, in: ebenda, S. 23f. 
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Handelns zu bedenken. Gefordert ist künftig nicht der militärische Führer einer Legionärsarmee – 
dieser wäre eher eine Gefahr für die demokratische Gesellschaft - , sondern der ethisch gebildete, 
urteilsfähige und selbstbestimmt handelnde Offizier, der die dem grundlegenden Menschenbild der 
Inneren Führung entsprechenden Werte zeitgemäß umsetzt.19  
- Soldaten der post-militärischen Gesellschaft sind nicht nur Kämpfer, sondern in gewisser Weise 
auch Polizisten, Diplomaten, Sozialarbeiter und Entwicklungshelfer. Ihre Motivation wird aller-
dings nicht von purem Idealismus gespeist, sondern sollte idealiter vom Bewusstsein bestimmt 
sein, dass sie Teil einer Werte- und Risiko-Gemeinschaft von potentiell universellem Ausmaß 
sind.20 Aus der so verstandenen Globalisierung ergibt sich der Imperativ einer kooperativen Sicher-
heitspolitik, die den Aufbau einer mit Erzwingungsmitteln ausgestatteten internationalen Rechts-
gemeinschaft zum Ziel hat.21  
Dass dieser Zivilisationsprozess ein langwieriges Unterfangen ist, braucht nicht besonders betont 
zu werden. Verwiesen sei nur auf die Jahrhunderte dauernden Entwicklung, die zur Herausbildung 
des staatlichen Gewaltmonopols führte.22 Die Einbindung des Militärs in die demokratische Gesell-
schaft ist ein weiterer Schritt auf diesem Weg der Zivilisierung. Dass sie nicht gradlinig verläuft, 
zeigen viele Beispiele. So sind entsprechende Reformen in den mittel- und osteuropäischen Staaten 
zwar auf den Weg gebracht worden, wobei die Aussicht auf Mitgliedschaft in den euro-atlantischen 
Strukturen sicherlich als Katalysator gedient hat. Doch ihre Konkretisierung bereitet noch vielfälti-
ge Probleme.  
Auch in der Bundesrepublik gab und gibt es die Auseinandersetzung zwischen sogenannten Tradi-
tionalisten, die das Militär als eine Profession sui generis und Innere Führung als bloße Motivati-
onstechnologie verstehen, und Reformern, die das Militär als integralen Teil der demokratischen 
Gesellschaft und Innere Führung im Sinne Baudissins als Berufsphilosophie sehen, die, abgeleitet 
aus Prinzipien und Grunderfahrungen von Demokratie und Frieden, zukunftsoffen und deshalb 
anpassungsfähig an die Dynamik der gesellschaftlichen Entwicklung ist.23  
In seiner Grundkonzeption, die er am 3. Dezember 1951 als Diskussionsbeitrag bei einer Tagung 
für ehemalige Soldaten vortrug, konstatierte Baudissin, dass „alle früher als gültig erachteten Werte 
vom Staat bis zum Individuum erschüttert (sind)“.24 Insbesondere gelte das für die Stellung und 
Bedeutung des Soldaten. Eine ähnliche Stimmungslage war angesichts des politischen und gesell-
schaftlichen Umbruchs in Mittel- und Osteuropa bei Teilen der Bevölkerung und des Militärs fest-
zustellen. Baudissin betonte zudem, dass Restauration sträflich wäre und die große Chance des 
Neubeginns erkannt werden müsse.25 Diese Erkenntnis haben bislang auch die Transformationslän-
dern beherzigt. 
 
 
Schluss 
 
Die neuen Demokratien tragen ohne Zweifel die Hauptverantwortung für die Gestaltung des politi-
schen, gesellschaftlichen und ökonomischen Wandels, der natürlich auch das Militär betrifft. Bei 
aller Eigenverantwortung erfordern die historische Dimension und die Komplexität der Herausfor-
derung aber auch westliches Engagement. Unterstützung beim Umbau des Militärs und beim Auf-
bau der zivilen Kontrolle leisten internationale Regierungsorganisationen und zahlreiche Staaten. 
Ungewöhnlich und in dieser Form in Deutschland einmalig ist hingegen, dass sich ein Forschungs-
institut wie das IFSH auf diesem Feld mit einem bescheidenen Beitrag engagiert. Ich denke, dass 
sich dieses Engagement langfristig auszahlt. 
                                                     
19  Vgl. Detlef Bald, Norm und Legenden einer zeitgemäßen „Inneren Führung“: Was bei der Militärreform nach dem 
Jahr 2000 zu bedenken ist, in: DetlefBald/Andreas Prüfert (Hrsg.), Innere Führung. Ein Plädoyer für eine zweite 
Militärreform, Baden-Baden 2002, S. 42. 
20  Grundlegend dazu Ulrich Beck, Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine andere Moderne, Frankfurt a.M. 1986. 
21  Vg. Hans-Georg Ehrhart, Deutschland und die Bundeswehr im Geflecht internationaler Organisationen, in: Öster-
reichische Militärische Zeitschrift (ÖMZ), Nr.1/2001, S. 25f. Vgl. auch Herbert Wulf, Good Governance Beyond 
Borders: Creating a Multi-level Public Monopoly of Legitimate Force, DCAF Occasional Paper, Nr. 110/2006. 
22  Vgl. dazu Norbert Elias, Über den Prozeß der Zivilisation, 2 Bde., Bern/München 1969. 
23  Vgl. dazu Detlef Bald, Graf Baudissin und die Reform des deutschen Militärs, in: Hilmar Linnenkamp/ Dieter S. 
Lutz (Hrsg.), a.a.O., S. 19 – 53; Martin Kutz, Reform als Weg aus der Katastrophe, in: ebenda, S. 71 – 89. 
24  Graf Baudissin, Soldat für den Frieden, Entwürfe für eine zeitgemäße Bundeswehr, hrsg. und eingeleitet von Peter 
von Schubert, München 1972, S. 23. 
25  Vgl. ebenda, S. 23f. 
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General a.D. Professor Wolf  
Graf von Baudissin war von  
1971 bis 1984 Direktor und  
Stiftungsvorstand des IFSH. 
 
 
Wolf Graf von Baudissin wurde am 8. Mai 1907 in Trier geboren. Er war eine der Persönlichkeiten 
unserer Zeit: Als Gründungsdirektor des Instituts für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an 
der Universität Hamburg (IFSH) trug er maßgeblich zur Etablierung und Festigung der Friedens-
forschung in der Bundesrepublik bei. Als Hochschullehrer wurde er von vielen seiner Studenten 
glühend verehrt. Als Wissenschaftler erlangte er Anerkennung weit über Europa hinaus. Als Re-
former ging er in die deutsche Militärgeschichte ein, steht er in der Nachfolge von Scharnhorst und 
Gneisenau. Am 5. Juni 1993 ist General a.D. Prof. Wolf Graf von Baudissin im Alter von 86 Jahren 
verstorben.  
 
Graf Baudissin begann nach seinem Abitur 1925 Jura, Geschichte und Nationalökonomie in Berlin 
zu studieren. Im April 1926 trat er in das Infanterieregiment Nr. 9 in Potsdam ein, verließ die 
Reichswehr aber Ende September 1927 wieder, um eine landwirtschaftliche Lehre im In- und Aus-
land zu absolvieren. Nach seinem Abschluss als staatlich geprüfter Landwirt an der TH München 
im März 1930 trat Graf Baudissin im Oktober desselben Jahres erneut in die Reichswehr ein. 1938 
durchlief er die Generalstabsausbildung, 1939 wurde er zum Hauptmann befördert. 
 
Im März 1941 wurde Graf Baudissin auf Anforderung des damaligen Generalleutnants und späte-
ren Generalfeldmarschalls Rommel in den Generalstab des Deutschen Afrikakorps geholt. Bereits 
im April 1941 geriet er im Rahmen eines Aufklärungsfluges bei Tobruk in Gefangenschaft. Ein 
Jahr später wurde er in absentia zum Major befördert. Mehr als fünf Jahre später, erst am 7. Juli 
1947, wurde er aus britischer Gefangenschaft entlassen. Bereits wenige Tage nach seiner Rück-
kehr, im August 1947, heiratete er die Bildhauerin Dagmar Burggräfin zu Dohna-Schlodien. Die 
nachfolgenden Monate und Jahre arbeitete er - nur weniges war für einen vormaligen Wehrmachts-
offizier damals möglich - als Kunsttöpfer. 
 
Mehr ungewollt und auf Drängen von Axel von dem Bussche nahm Graf Baudissin im Oktober 
1950 an der militärischen Sachverständigentagung im Kloster Himmerod/Eifel teil. Im Mai 1951 
wurde er Mitarbeiter im so genannten Amt Blank, dem Vorläufer des späteren Bundesverteidi-
gungsministeriums (BMVg). Am 1. November 1955 wurde er als Angestellter in das BMVg selbst 
übernommen. Im Amt Blank war Graf Baudissin als Referatsleiter zuständig für das „Innere Gefü-
ge“, im Verteidigungsministerium als Unterabteilungsleiter für die „Innere Führung“. 
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Am 30. Januar 1956 wurde der vormalige Wehrmachtsmajor unter Beförderung zum Oberst als 
Berufsoffizier der Bundeswehr übernommen. Ab 1. Juli 1958 kommandierte er eine Kampfgruppe 
in Göttingen, später die Panzergrenadierbrigade 4. Am 30. Dezember 1959 wurde Graf Baudissin 
zum Brigadegeneral, am 1. November 1961 zum Generalmajor und am 1. September 1963 zum 
Generalleutnant befördert. Als Generalmajor arbeitete Graf Baudissin als Stellvertretender Chef 
des Generalstabes für „Operations and Intelligence“ im Hauptquartier AFCENT in Fontainebleau, 
als Generalleutnant war er Kommandeur des NATO-Defence-College in Paris und danach Stellver-
tretender Chef des Stabes für Planungen und Operationen beim NATO-Oberkommando in Paris 
und später in Casteau (Belgien).  
 
Zum 31. Dezember 1967 wurde Generalleutnant Graf Baudissin in den einstweiligen Ruhestand 
versetzt. Im Wintersemester 1968/69 übernahm er seinen ersten Lehrauftrag an der Universität 
Hamburg, seit 1980 lehrte er zusätzlich an der Hochschule (später Universität) der Bundeswehr 
Hamburg. Im April 1979 wurde er vom Senat der Freien und Hansestadt Hamburg zum Professor 
ernannt. Von Oktober 1971 bis Juli 1984 leitete er als Gründungsdirektor das Institut für Friedens-
forschung und Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg (IFSH). 
 
Für den Aufbau der Bundeswehr nach dem II. Weltkrieg war Graf Baudissin zweifelsohne ein 
Glücksfall. Als „Vater der Inneren Führung“ trug er maßgeblich zum Bild des Soldaten als „Staats-
bürger in Uniform“ bei. Mit „Innerer Führung“ meinte Baudissin ein „Konzept der Menschenfüh-
rung“, das „ohne Anlehnung an die Formen der alten Wehrmacht“ u.a. davon ausgeht,  
 
- „dass dem Soldaten eines freiheitlichen Rechts- und Sozialstaates die Grundwerte, für deren 
Schutz er seinen Dienst leistet, grundsätzlich garantiert sein müssen“.  
 
Als „Soldat für den Frieden“ sollte eben dieser „Staatsbürger in Uniform“ ferner wissen, 
 
- „dass Streitkräfte im Kernwaffenzeitalter nur noch kriegsverhütende, höchstens friedenswie-
derherstellende Funktionen haben dürfen“ und  
- „dass die Abschreckungsstrategie den Ernstfall bereits in den Frieden verlegt und das denkba-
re Kriegsbild eine Revolutionierung des soldatischen Selbstverständnisses zwangsläufig mit 
sich bringt“. 
 
Innere Führung nimmt nach Baudissin somit u.a. konzeptionell auch Überlegungen vorweg, die 
Bundespräsident Heinemann sehr viel später in dem unvergessenen Motiv zusammenführte: Nicht 
der Krieg, sondern der Frieden ist der Ernstfall. 
 
Vor diesem Hintergrund ist es auch kein Zufall, wenn das Friedensforschungsinstitut, dessen erster 
Direktor Graf Baudissin 1971 wurde, den Zusatz „[...] Sicherheitspolitik“ im Namen trägt. Als 
Leiter einer „unabhängigen wissenschaftlichen Einrichtung, die im Bereich der Friedensforschung 
im Allgemeinen und auf dem Gebiet sicherheitspolitischer Problemstellungen im Besonderen die 
Kriterien freier Forschung und Lehre, die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses und die 
Publizierung der Forschungsergebnisse erfüllt“ - so die IFSH-Satzung -, wollte er sich (und ande-
ren) die Chance eröffnen, auch wissenschaftlich einen Beitrag zur Friedenssicherung, zur strategi-
schen Stabilität und insbesondere zur Kriegsverhütung zu leisten. Graf Baudissin selbst nutzte die-
se Möglichkeit in einer Vielzahl von Studien, die sich schwerpunktmäßig mit der Idee der „Arms 
control“ befassten. Hatte er bereits für den „Staatsbürger in Uniform“ gefordert, dass er als „Soldat 
für den Frieden“ weiß, 
 
- „dass selbst drastische Rüstungsbeschränkungen begrüßt werden müssen, falls sie der strategi-
schen Stabilität und damit der Sicherheit Europas dienen“,  
 
so versuchte er nunmehr dem Ziel der Rüstungsbegrenzung und der strategischen Stabilität selbst 
über eine Präzisierung und Weiterentwicklung des Arms-control-Gedankens im Rahmen des Kon-
zeptes der „Kooperativen Rüstungssteuerung“ näherzukommen. 
 
 41
„Unter Kooperativer Rüstungssteuerung (KRSt) ist eine politisch-militärische Strategie zu verste-
hen, mit der Staaten oder Bündnisse trotz aller bestehender Konflikte und Antagonismen als ‚Part-
ner’ ihre Militärpotentiale, deren Strategien, Umfang, Strukturen, Dislozierung und sogar deren 
taktischen Einsatz im Interesse ihrer beiderseitigen Sicherheit aufeinander abstimmen [...] KRSt 
kann als Strategie für die gemeinsame Aufrechterhaltung glaubwürdiger gegenseitiger Abschre-
ckung bzw. strategischer Stabilität bezeichnet werden; ihr langfristiges Ziel ist es allerdings, dies 
mit weniger bedrohten, weniger bedrohlichen und weniger kostspieligen Potentialen zu erreichen“. 
 
Die Ideen Graf Baudissins sind in der Arbeit des IFSH auch nach seinem Ausscheiden Mitte 1984 
nicht vergessen worden. In einer Vielzahl von Studien des Institutes zur „Sicherheitspartnerschaft“ 
und zur „Gemeinsamen Sicherheit“ in den 80er Jahren finden sich insbesondere seine Grundein-
sichten wieder: In einer „interdependenten Welt“ kann Sicherheit auf Dauer nicht mehr gegenein-
ander, sondern nur noch miteinander geschaffen werden, ist Sicherheit nicht mehr allein, sondern 
nur noch partnerschaftlich zu haben. 
 
„Sicherheit gibt es nur noch für alle unter gemeinsamen Anstrengungen und nicht mehr zu Lasten Verunsicherter. 
Im Gegensatz zum Kalten Krieg beginnen die Akteure, ihre Interdependenz und damit auch das komplizierte Ver-
hältnis, füreinander zugleich Antagonist und Partner zu sein, anzuerkennen“.  
 
Gelten diese und ähnliche Aussagen auch noch nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes? Die 
Antwort kann nur lauten: mehr denn je. Gerade aktuelle Herausforderungen globaler Natur wie der 
Klimawandel oder auch die Migrationsproblematik und viele andere zeugen von der Richtigkeit der 
Baudissinschen Grundeinsicht. Nicht alleine und nicht gegeneinander, sondern nur gemeinsam und 
miteinander, sind diese Gefahren und Risiken zu bewältigen. Und selbst in Fällen, wie der jugos-
lawischen Tragödie bleibt gültig, was Graf Baudissin über die Kriegsverhütungsfunktion von 
Streitkräften, insbesondere auch der Bundeswehr, vorgezeichnet hat: Sind vorbeugende und verhü-
tende Maßnahmen versäumt worden, d.h. ist das Kind erst in den Brunnen gefallen, so ist es auch 
unter Einsatz militärischer Mittel kaum noch zu retten. Die bosnische Realität war der grauenhafte 
Beleg hierfür. Die Funktion von Streitkräften - auch und gerade im Rahmen Kollektiver Sicherheit 
- muss deshalb die der Abschreckung, besser: Abhaltung, und somit die der Kriegsverhütung sein. 
M. a. W.: Auch und gerade in einem funktionierenden System Kollektiver Sicherheit ist Frieden 
der Ernstfall, bleibt der Staatsbürger in Uniform „Soldat für den Frieden“. 
 
Doch nicht nur die Baudissinschen Grundeinsichten sind auch heute noch in den Schriften des 
IFSH präsent. Auch eine Reihe weiterer „Baudissinscher Spezifika“ prägen noch immer das Institut 
und seine Arbeit. Zu diesen Spezifika gehören z.B. die kontinuierliche Integration von General-
stabsoffizieren als an das Institut abgeordnete „Fellows“ oder die nachdrücklich „praxisorientiert“ 
angelegten Studien der Institutsmitarbeiter und -mitarbeiterinnen. Dass das IFSH bereits in seinen 
Gründungsjahren in der Öffentlichkeit gehört und auch von „Praktikern“ um Rat gefragt wurde, ist 
sicherlich auch diesen Spezifika zu verdanken. Sie sind ebenso Baudissins Verdienst wie die Tatsa-
che, dass das IFSH trotz der erheblichen Anfangsschwierigkeiten der jungen Wissenschaft „Frie-
densforschung“ in der Bundesrepublik im Strudel der Streitigkeiten nicht untergegangen ist, im 
Gegenteil heute als etablierte und national wie international anerkannte Einrichtung arbeitet.  
 
Dem Leben und Wirken eines Großen in einem kurzen Abriss gerecht zu werden, ist nahezu un-
möglich. Ungenannt bleiben müssen deshalb z.B. die vielen Ehrungen und Auszeichnungen, die 
Graf Baudissin über die Jahre hinweg erhalten hat. Nicht ganz unerwähnt bleiben sollte allerdings, 
dass Graf Baudissin im September 1966, also noch während seiner aktiven Dienstzeit, als erster 
General der Bundeswehr einer Gewerkschaft, der ÖTV, beitrat. Ebenso nicht unerwähnt bleiben 
sollte, dass Graf Baudissin (neben Carl Friedrich von Weizsäcker) zum Ablauf der Amtszeit Walter 
Scheels als Kandidat der SPD für die Wahl des Bundespräsidenten zur Diskussion stand. 
 
Nachdrücklich hingewiesen werden sollte hingegen auf die starke Prägung des Baudissinschen 
Denkens durch den Widerstand des 20. Juli 1944. Er selbst hat diesem Widerstand aktiv zwar nicht 
angehört. Daran hinderte ihn schon faktisch seine frühzeitige Gefangennahme 1941. Doch oppo-
nierte er bereits 1938 als junger Offizier zusammen mit Henning von Treskow, der später die Um-
sturzpläne maßgeblich ausarbeiten sollte, „gegen das Regime“. Allein der Überzeugungskraft Ge-
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neral von Witzlebens, der später als Hauptbeteiligter des 20. Juli hingerichtet wurde, war es zu 
verdanken, dass beide Offiziere nicht vorzeitig den Dienst quittierten.  
 
Abschließend nicht vergessen werden sollten die Schattenseiten eines großen Lebens: Graf Baudis-
sin hat wegen seines Engagements für die Demokratisierung der Streitkräfte und für die Friedens- 
und Konfliktforschung nicht nur Ehrungen erhalten, sondern war über viele Jahre hinweg auch 
mancher Kritik, ja Diffamierung ausgesetzt. Er hat darunter sehr gelitten. Es ist seinem Mut und 
seinem Einsatz zu verdanken, dass heute vieles von dem selbstverständlich ist, was vor kurzer Zeit 
noch erhebliche Kontroversen ausgelöst hat.  
 
Graf Baudissin hat Anstöße für Frieden und Sicherheit in Europa gegeben, die ihre Bedeutung über 
die Zeit hinweg behalten werden. In seinem „unruhigen“, vom Dienst für den Frieden geprägten 
Leben, ist er stets nur wenige Jahre an einem und demselben Ort tätig gewesen. Dreizehn Jahre 
Arbeit für das IFSH und mehr als sechzehn Jahre Lehre an der Universität Hamburg nehmen in 
seinem Lebenslauf einen ungewöhnlich langen Zeitraum ein. Sein Werk und seine Persönlichkeit 
werden in den Arbeiten des Instituts für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Universi-
tät Hamburg auch weiterhin ihren Niederschlag finden. 
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